
Gestaltungsebene Personalpolitik

Teil I

Gestaltungsebene Personalpoütlk

Aufgabe der Personalpolitik ist es, die Mitarbeiter nach Zahl, Qualifikation, zeitlicher
und räumlicher Verteilung in der Venwaitung effizient einzusetzen sowie den formal-
strukturellen Rahmen einer auf das langfristige Funktionieren ausgerichteten Per
sonalstruktur zu erhalten. Personalpolltik ist somit das „Herstellen von allgemeinen
Konsensen über Grundlagen und das Aufstellen von Grundsätzen" (Laux); sie soll
Ziele und den Handlungsspielraum für den Einsatz von Personal unter der Beach
tung der Staats- und Verwaltungszwecke festlegen und Entscheidungsprämissen
für die Behandlung konkreter Probleme vorgeben.

Während die Verwaltungspolitik festlegt, wie die angestrebten Verwaltungsziele er
reicht werden sollen und auf welche Weise die öffentlichen Aufgaben anzugehen
sind, ist es das Anliegen der Personalpolitik, die aus diesen Vorgaben für das Ge
staltungsfeld Personal erforderlichen Teilziele auszuformulieren und abzuleiten.
Darüber hinaus wirkt die Personalpolitik durch die Vorgaben von Grundsätzen, An
weisungen, organisatorischen und personellen Leitlinien und Verhaitensnormen auf
das Miteinanderumgehen in der Verwaltung ein.

Aus der Sicht der Personalpolitik stellen sich drei Fragen:

1. Wer bestimmt und verantwortet die Personalpolitik?

2. Wo und auf weiche Weise werden personaipoiitische Vorgaben fest
gelegt?

3. Weiche inhaltlichen Festlegungen lassen sich für die öffentliche Ver
waltung finden?

1 Personalpolitik ais Teil der Gesellschaftspolitik

Personalpolitik ist immer auch ein Teil der Gesellschaftspolitik. Diese gesellschafts
politische Dimension heben Mellerowicz, Marr/Stitzel, Potthoff und Hemer aus
drücklich hervor. Mellerowicz stellt neben die Formal- und Sachziele gleichrangig
die öffentlichkeitsbezogenen Ziele. Diese sind „auf die Gewinnung und Erhaltung
des öffentlichen Vertrauens und damit auf die Schaffung eines Goodwill im engeren
Kreis der möglichen Mitarbeiter wie in der breiten Öffentlichkeit gerichtet".

1) Mellerowicz, K.Unternehmenspolitik, Bd. II., 1963, S. 297.
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Es gehört somit auch zur Aufgabe der Personaipolitik, einen Ausgleich zwischen in-
dividueiien Zielen und Gruppeninteressen zu schaffen und die Ziele des Unterneh
mens bzw. der Verwaltung mit den öffentlichen und gesellschaftlichen Erfordernis
sen abzustimmen.

Viele personaipoiitische Herausforderungen, die sich täglich in den Personaiämtem
stellen, stehen in einem geseiischaftspoiitischen Kontext, immer dann können per
sonaipoiitische Entscheidungen nicht isoliert in den Personalabteilungen als „Pri-
vatangelegenheif entweder ignoriert oder mit publikumswirksamen Aktionismus
administriert werden. Der gesellschaftspolitische Kontext erzwingt verwaitungs-
und personaipoiitische Entscheidungen, die auf die gesellschaftlichen und verwai-
tungspolitischen Erfordernisse hin abgestimmt sind.

1.1 Konzeptionelle Ansätze der Personalpolitik sind gefordert

Die tägliche Routine und die vielen unvorhersehbaren Herausforderungen, die in
den Personalämtern Tag für Tag zu bewältigen sind, erschweren konzeptionelle und
auf lange Sicht hin ausgerichtete und geseiischaftspoiitisch abgestimmte Ansätze
im Gestaitungsfeld Personal.

Dies hat zu einer Überbetonung der operativen Arbeit zu Lasten des strategischen
Denkens in den Personaiämtem geführt. Die konzeptioneilen Defizite in der Perso
nalarbeit, sind auf allen Ebenen - sei es im Miteinander von Rat und Verwaltung,
zwischen Personairat und Venwaltung bis hin in die hierarchischen Funktionen der
Ämter- und Dezernatsebenen auszumachen.

Doch mit den zunehmenden Verflechtungen von Wirtschaft und Verwaltung müssen
auch die personalpolitischen Entscheidungen weit mehr, als dies bislang gesche
hen ist, auf ihre langfristigen Auswirkungen hin abgesichert werden. Das tagespoii-
tische Geschehen wird daher auf eine stärkere konzeptionelle Basis gestellt werden
müssen. Das gilt für die Personalentwickiung bis hin zur Beförderungspianung.

Die Personaipolitik der öffentlichen Verwaltung ist nämlich nicht nur abhängig von
venwaitungsintemen Ein- und Absichten. Personaipolitik wird vor allem durch sozio-
technische und gesellschaftspolitische Entwicklungsiinien beeinflußt. Zu nennen
sind in diesem Zusammenhang Problem- und Gestaitungsfelder wie

- die Folgen der demographischen Entwicklung

- die Auswirkungen der neuen Technologien auf die Arbeitsweit

- die Arbeitszeitpolitik

- das monetäre und statusorientierte Anreizsystem der Verwaltung

- die Bedeutung der Verwaitungskuitur für das Verwaitungshandein
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- das Zusammenspiel von Personalvertretung und Verwaltung

- die personalpolitischen Auswirkungen der Frauenförderung

- die Auswirkungen des Wertewandels für das Verwaltungshandeln

1.1.1 Die Folgen der demographischen Entwicklung

Die demographische Entwicklung ist durch zwei zentrale Entwickiungstendenzen
gekennzeichnet: Die Lebenserwartung steigt bei einer gleichzeitigen Verringerung
der Geburtenrate. Damit kommen immer weniger Erwerbstätige für immer mehr
Rentner und Pensionäre auf. Die Konsequenzen der demographischen Entwick
lung auf das Personalwesen des Bundes, der Länder und Kommunen sind viei-
schichtig: Zu unterscheiden sind hierbei

- die unmittelbaren Auswirkungen auf die Personalstruktur der Ven/valtung (z.B.
Rekrutierung von PerSonai, Überalterung des Personaikörpers),

- die indirekten Auswirkungen auf die Aufgabenstruktur der Ven/vaitung (z.B. quali
tative und quantitative Aufgabenumschichtungen im Nahverkehr, Riegebereich
etc).

Die Nachwuchsgewinnung und Rekrutierung von Personal wird in den 90er Jahren
für die öffentliche Venwaltung insgesamt, im besonderen Maße aber bezogen auf
bestimmte Qualifikationen und Altersgruppen schwieriger. Das bedeutet für viele
Venvaltungen ein Umdenken: Der Arbeitsmarkt tendiert in bestimmten Bereichen
hin zu einem Arbeitnehmermarkt. Geeignetes Personal muß wieder geworben und
umworben werden.^^

Die geseiischaftliche Überalternng und die damit sich einsteiienden Probieme und
Herausforderungen spiegeln sich auch in der Verwaltung wider: Das Durchschnitts
alter der in einer Verwaltung Beschäftigten steigt aufgrund einer unharmonischen
Altersschichtung ständig an. Damit wird man mehr ais bislang den älteren Mitarbei
tern Aufmerksamkeit zukommen lassen müssen.

Fragen, auf die in den nächsten Jahren eine Antwort mit Perspektive gesucht wer
den sollte, sind beispielsweise:

1) Vgl. hierzu Meixner, H.-E., Die ausgeklammerte Generation - Gesellschafts- und verwal-
tungspolitisohe Aspekte einer erschwerten Berufswahl und verbauter Karrieren, in: Ver
waltungsführung, Organisation, Personal 6,1986, S. 254 ff.
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1. Wird die Personaibedarfspianung durch mittei- und iangfristige Pla
nungen abgesichert? Liegen verläßliche Prognosen vor, um Umfang
und Qualität des Bewerberaufkommens und die Nachfrage am Ar
beitsmarkt in den Wer Jahren abschätzen zu können? Liegt eine mit
telfristige Bedarfspianung für die nächsten Jahre vor, die systematisch
fortgeschrieben wird?

2. In welcher Relation steht der Personalbedarf der Verwaltung zu den
prognostizierten Angeboten auf dem Arbeitsmarkt? Kommen nach
Jahren der Bestenausiese, in denen man auf eine ausgeschriebene
Steile viele besonders geeignete Bewerttörinnen und Bewerber zur
Wahl hatte, wieder Zeiten, in denen die Zahl der ausgeschriebenen
Stellen größer ist als das Bewerberaufkommen?

3. Kann der Bedarf vor allem an technisch-naturwissenschaftlich qualifi
zierten Bewerberinnen und Bewerbern auch in den nächsten Jahren

für die öffentliche Verwaltung zufriedenstellend und auf einer ange
messenen Qualifikationsbasis gedeckt werden? Lassen sich interne
Quaiifizierungswege bzw. Beschaffungsmethoden finden, um gegebe
nenfalls über den internen Arbeäsmarkt das benötigte Personal ver
fügbar zu ttökommen?

4. Weiche Eingriffsmöglichkeiten stehen der öffentlichen Verwaltung zur
Verfügung, um einen qualifizierten Nachwuchs auch in den nächsten
Jahren mit attraktiven Angeboten ansprechen und werttön zu können?
Was macht den öffentlichen Dienst als Arbeitgeber attraktiver? Wie
können ausgewählte Bezugsgruppen möglichst effektiv angesprochen
werden?

5. Liegen Prognosen und Analysen über die Altersschichtung und Ämter
struktur vor? Kommt es in Ihrer Verwaltung in den nächsten Jahren zu
einer Überalterung des Personalkörpers? Dies ist dann der Fall, wenn
das Durchschnittsalter auf über 45 Jahre steigt, l^it weichen Auswir
kungen muß in diesem Fall gerechnet werden? (z.B. Innovationsstau,
Verwendungsstau, Beförderungsstau etc.)

6. Läßt man sich von den Entwicklungen, die sich aus der Aitersschich-
tung und Ämterstruktur ergeben, überraschen oder greift man in die
sen Abiauf durch geeignete l\4aßnahmen zukunftsgestaltend ein ? Wei
che Projekte sind in der Bearbeitung bzw. eingeleitet worden, um eine
Überalterung, einen Beförderungs- sowie einen Verwendungsstau zu
entschärfen.
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7. Wird die Überaiterung der Bevöikerung und die daraus resuitierende
Renteniast dazu führen, daß es zu einer Verlängerung der Lebensar
beitszeit kommt? In welcher Spanne ist dann ggf. mit einer Heraufset
zung des Zurruhesetzungsalters zu rechnen? Weiche personalwirt
schaftlichen Auswirkungen sind in diesem Fall zu erwarten?

8. Gibt es geeignete Personalentwickiungskonzepte, um auf die Innova
tionsbereitschaft, Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft auch
älterer f^ttarbeiterinnen und h/iitarbeiterpositiv einzuwirken..?

9. Weiche Auswirkungen hat die steigende Lebenserwartung und das
geänderte Regenerationsverhaiten der Bevöikerung auf die Aufgaben
struktur der Verwaltung? In welche Bereiche verlagern sich die öffentli
chen Aufgaben? (z.B. Nahverkehr, Krankenhäuser, soziale Dienste,
etc.)

10. Werden durch eine mögliche Aufgabenumschichtung neue Qualifika
tionen im besonderen Maße gefordert? Wie müssen die Weichen in
der Aus- und Fortbildung gestellt werden?

11. Lassen sich durch die Verwaltung geeignete Maßnahmen treffen, um
die Hilfe zur Selbsthilfe der Bürger zu aktivleren? Kann es gelingen,
die auf die Verwaltungen zukommenden Aufgaben- und Kostenlasten
insbesondere im sozialen Bereich durch soziales Engagement der
Bürger zu entschärfen? Kann diese Hilfe zur Selbsthilfe durch ein
kreatives Regiemanagement der Verwaltung unterstützt und gefördert
werden?

12. Lassen sich in diesem Bereich besonders die älteren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ansprechen? Wäre hier eine Beschäftigungsaiternati-
ve zu sehen, wenn das Zurruhesetzungsalter über die derzeitige Mar
ke gehoben wird?

1.1.2 Die Auswirkungen neuer Technologien auf die Arbeitswelt.

Die Anwendungsbreite der modernen Technoiogien reicht von neuen Beratungs
konzepten über ergänzende Wege der Informationsverzahnung bis hin zu gezieiten
Effektivitätskontroilen im Führungs- und Leistungsprozeß des Personalamtes. Mit
Hilfe dieser Technologie kann auch der Personaleinsatz auf eine neue Basis gesteht
werden (z.B. anforderungs- und eignungsgerechte Personaisteuerung u.a.), und
ein gezielteres „Lernen am Arbeitsplatz" etwa durch arbeitsplatzunterstützende
Lernprogramme wird möglich (z.B. Einführung neuer Mitarbeiter).
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So Ist es denkbar, daß durch eine stärkere Formaiisierung der Entscheidungsstruk
turen die Beratung des Bürgers über PC's abgewickelt werden kann. Damit wird ein
individueller Zuschnitt der Beratung für den Antragsteller möglich und dies bei einer
gleichzeitigen Verringerung der Fehlerquote und einer mentalen Entlastung des Be
arbeiters.

Diese Beratungskonzepte führen auch zu einer Entlastung der Führungsebene: Die
Führungskräfte werden zumindest im Massengeschäft von der fachlichen Unter
stützung der Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen entlastet und von kontrollierenden Routi
netätigkeiten befreit. Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die Gestaltung der
Leistungsspanne und damit auch auf die Führungs- und Organisationsstruktur der
Venwaltung (z.B. Verkürzung des Instanzenzuges durch Abbau von Hierarchie
ebenen).

Die stärkere Nutzung der PC's Ist allerdings auch mit Herausforderungen verbun
den, die zur Abwendung von Fehlentwicklungen neue Lösungswege in der Perso
nalarbeit erzwingen. So kann beispielsweise die Nutzung dieser Technik zu einer
mechanistischen Abwicklung von Beratungsgesprächen führen und ein roboterähn
liches Verhalten begünstigen. Um diesen Fehlentwicklungen zu begegnen sind
kompensatorische Maßnahmen zur Förderung der sozialen Kompetenz von beson
derem Gewicht.

Das Heranführen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an die neuen Technologien
ist eine weitere bedeutsame Aufgabe der Personalpolitik.

Eine angemessene Ausstattung der Verwaltung mit dieser neuen Technologie ist al
lerdings auch eine Frage der Kosten. Je höher der Kapitalstock aufgrund der neuen
Technologie ausfällt, desto vordringlicher werden Überlegungen, die auf eine Ent-
koppelung von Arbeite- und Betriebszeiten hinwirken. Eine bessere Auslastung der
kostenintensiven Infrastmktur ist über eine Ausdehnung der Betriebszeiten zu steu-
em.^' Das führt zu einem höheren Anteil an Schichtarbeit.

Die KGST sieht in ihrem Gutachten „Personal und technischer Wandel - Personal

wirtschaftliche Voraussetzungen für den Einsatz der Informationstechnik im Büro"
drei Zielebenen:

1) Meixner, H.-E., Mehr Freiheit in der Arbeitszeitgestaltung - neue Arbeitszeitmodelle für
den öffentlichen Dienst, in: Hagedom, W. (Hg.), Arbeitsmarkt und öffentlicher Dienst - An
forderungen und Möglichkeiten einer zukunftsorientierten Personaipolitik, Bonn 1989,
8. 67 ff.

10
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Ziele beim Einsatz

der Informationstechnologie

•- ■  1

Verbesserung

der Quaiität der

Aufgabenerfüllung

Gewährleistung
eines wirtschaft

lichen Mittel

einsatzes

Beachtung der
Mitarbeiter

interessen und

Bedürfnisse

Die Verbesserung der Aufgabenerfüllung zielt entsprechend dem KGSt-Gutachten
auf

- die Dienstleistungsqualität aus der Sicht des Bürgers

- die Informationsgrundlagen für den Entscheider

- die verwaltungsinternen Arbeitsabläufe und Abstimmungsmechanismen

Die Gewährleistung eines wirtschaftlicheh Mitteleinsatzes ist im Rahmen eines Ko
sten-Nutzen-Vergleichs zu steuern. Da die Investitionskosten regelmäßig hoch aus
fallen, ist eine Amortisation häufig auch an die Frage gebunden, inwieweit es ge
lingt, die Betriebszeiten der Informationstechnologie optimal zu organisieren. Damit
wird der Weg einer flexibleren Arbeitszeitgestaltung bis hin zu einer kapazitätsorien-
tierten Personaleinsatzplanung vorgezeichnet.

Unter dem Leitsatz: „Auf die Mitarbeiterinteressen achten" führt das Gutachten aus:
„Für die KGSt sind die Mitarbeiterinteressen keine bloße Randbedingung, sondern
ein eigenständiges Ziel. Die Bereitschaft der Mitarbeiter, den technischen Wandel
mitzuvollziehen, entscheidet über den Erfolg der Technisierung. Auf Mitarbeiterin
teressen achten heißt z.B.

- erkennen, weiche Bedürfnisse der Mitarbeiter bei Veränderungsprozessen be
rührt sind;

- auf die Wünsche, Ärigste und Vorbehalte der Mitarbeiter achten;
- erforderliche Lemhilfen gewähren;

- Voraussetzungen für den verantwortlichen Umgang mit der Technik schaffen;

- die Mitarbeiter so führen, daß sie bereit sind, sich aktiv an Veränderungsprozes
sen zu beteiiigen;

- den Mitarbeitern Entvyicklungschancen einräumen."^^

1) KGSt Bericht, B/1986, 8.7 ff.

11
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Fragen, die sich In diesem Kontext steilen, sind beispielsweise:

1. Lassen sich durch die neuen informationstechnoiogien neue Formen
der Koordination und Kontroile finden? ist es möglich, durch eine stär
kere Dezentralisierung und durch eine konsequente Ausschöpfung der
Deiegationsmögiichkeiten zu einer Verkürzung der hierarchischen
Gliederung zu kommen? Weiche zusätzlichen Deiegationspotentiale
können durch die neue Technologie genutzt werden?

2. Weiche Veränderungen in den Anforderungen an die Führungskräfte
leiten sich durch die neue Technologie ab? Weiche Anforderungen
und welches Rolienverhalten erfahren durch die neue Technologie ei
ne Umgewichtung?

3. Welche personellen und technischen Voraussetzungen könneri getrof
fen werden, um die neue Technologie für eine bürgernahe Verwaltung
zu nutzen?

4. Führt die neuen Technologie zu einem Abbau an sozialen Kontakten
innerhalb der Verwaltung? Welche kompensatorischen Eingriffsmög-
iichkeiten stehen der Personalpolitik zur Auswahl, um Fehlentwickiün-
gen ggf. entgegenzuwirken?

5. Führen die verbesserten Kontroiimögiichkeiten zu einem inhumanen
Leistungsdruck auf selten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter? Wie
kann man hier beizeiten Fehlentwicklungen, die auf einen gläsernen
Funktionlerer hinauslaufen, wirkungsvoll begegnen?

6. Welche fachbezogenen, persönlichkeitsbezogenen und teambezoge
nen Fortblldungsmaßnahmen sind in weicher zeitlichen Abfolge erfor
derlich? Wie hoch ist der anzusetzende Mitteiänsatz?

7. Welche Formen einer kapazkätsorientierten Personaieinsatzpianuhg
führen zu einer besseren Ausnutzung der vorhandenen kostenintensi
ven informationstechnoiogie?

8. Können durch Formen der flexiblen Arbeitszeit einseitige Belastungen
an den Bildschirmarbeitsplätzen entschärft werden?

9. Welche Formen der Telehelmarbeä und Formen , einer Dekonzentra-

tion von Verwaltungstätigkeiten können für die Zukunft angedacht wer
den. In welchen Bereichen ist eine Präsenz der Beschäftigten erfor
derlich?

12
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10. Lassen sich aufgrund der Informationstechnologie Aufgabenbereiche
aus der Verwaltung herauslösen und auf Subunternehmer ( z.B. auch
Werkverträge) übertragen?

1.1.3 Arbeitszeitpolitik

Die Flexibilisierung und Verkürzung der Lebensarbeitszeit ist zu einem zentralen
beschäftigungs- und gesellschaftspolitischen Thema geworden.

Hinter der arbeitszeitpolitischen Diskussion steht auch ein Einstellungswandei zur
Arbeit, wie er in dem Hinweis: „Von der Arbeits- hin zur Freizeitgesellschaft" zum
Ausdruck kommt. Disponierbare Freizeit gewinnt aus der Sicht der Mitarbeiter/in
nen einen immer höheren Stellenwert. Eine angemessene Honorierung von Über
stunden und eine angemessene Entschädigung für den Dienst zu ungünstigen Zei
ten wird daher auch für die öffentliche Verwaltung dringlicher. Die Verordnung über
die Gewährung von Mehrarbeitsvergütung wird dieser Entwicklung in keiner Weise
gerecht.

Mit einer stärkeren Flexibiiisierung der Arbeitszeit (z.B. stärkere Ausschöpfung von
Gleitzeitmodeilen bis hin zu Jahresarbeitsverträgen) und einer deutiicheren Abkehr
von starren Zeitvorgaben (z.B. der 7,7-Stunden-Tag) können Leistungsreserven der
Verwaltung besser genutzt und mehr bürgernahes Verwaltungshandeln praktiziert
werden. Der Dienstleistungsabend ist dabei eine Variante. Weitere Vorteile der Fle
xibilisierung der Arbeitszeit zeichnen sich für den Bürger vor allem bei Ausschöp
fung der Möglichkeiten einer kapazitätsorientierten Personaleinsatzplanung ab.

Arbeitszeitverkürzungen auf der einen Seite und die Intensivierung der Arbeit auf
der anderen Seite zwingen Wirtschaft und Venwaltung sich mit neuen Formen und
Wegen der Arbeitzeitgestaltung zu befassen. Neben ökonomischen Belangen steht
dabei die soziale Komponente der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach mehr Zeit
souveränität im Vordergrund der Überlegungen. Die folgenden Fragen zeigen eini
ge Aspekte dieser personalpolitisch bedeutsamen Herausforderung auf:

1. Gibt es eine Projektgruppe oder eine Linieninstanz in ihrer Verwaltung,
die sich mit Arbeitszeitmodeiien befaßt und die ökonomischen und so

zialen f\^ögiichkeiten dieses Instrumentes nutzt? Liegen Analysen vor,
die aufzeigen, weiche ökonomischen und arbeitsklimatischen Vorteile
durch spezifisch auf die Aufgabenbereiche zugeschnittene Arbeitszeit
modeile sich erzielen lassen?

13
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2. Ist erkannt, daß die Arbeitszeitgestaltung in einem Unternehmen bzw.
in einer Verwaitung auf dem Weg hin zur Freizeitgeseiischaft einen be
sonderen Stellenwert für die Attraktivität eines potentieiien Arbeitge
bers hat? Durch weiche flexiblen Arbeitszeitmodeiie könnte die Attrak

tivität in ihrer Verwaitung verbessert werden?

3. ist in ihrer Verwaltung die Nachfrage nach Teiizeitarbeit größer als das
Angebot an Teiizeitsteiien? Sind die in einer Teiizeitbeschäftigung ste
henden Mitarbeiterinnen und Mitariieiter mit dem vorgegebenen Mo
dell zufrieden? Werden Anregungen von den Teiizeitbeschäftigten auf
gegriffen und ggf. auch umgesetzt? Sind die Vorgesetzten in der Lage,
die Chancen der Teiizeitarbeit zu nutzen? Gibt es Widerstände gegen
Teiizeitverträge? Worauf sind diese Widerstände zurückzuführen?

4. Gehen die in der Verwaitung angebotenen Teiizeitmodeiie über die tra
ditionelle Halbtagsarbeit hinaus? ist Raum für Experimente gegeben?

5. Stehen Teiizeitarbeitspiätze auch für leitende Kräfte zur Verfügung?
Weiche organisatorischen und personaipoiitischen Vorkehrungen wer
den getroffen, um leitende Funktionen für Teiizeitbeschäftigte zu öff
nen?

6. inwieweit fließen die Bedürfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

bei der Gestaltung von Gieitzeit- und Teiizeitmodeiien in die Ausgestal
tung der Arbeitszeitregelungen ein? Gibt es hierzu systematisierte Be
fragungen? Wie stehen die Vorgesetzten, wie die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zu den praktizierten Modellen?

7. Erfordert es die Aufgabenstruktur bzw. das Betriebskapital, daß auf
Schicht- und Wechseldienst zurückgegriffen werden muß? Zeichnet
sich eine Zunahme an Schicht- und Wechseidienststeiien ab? Wie

hoch ist der Anteil der im Schicht- und Wechseidienst stehenden Be

schäftigten ihrer Verwaltung? Weiche besonderen sozialen und phy
siologischen Maßnahmen sind für diese Personengruppe vorgese
hen?

8. Wird der Rahmen von Gieitzeitmodeiien eher restriktiv ausgelegt oder
bietet er den Mäarbeiterinnen und Mitarbeitern einen angemessenen
Spielraum für das Bestreben nach Zeitsouveränität? Haben es die lei
tenden Kräfte gelernt, mit diesem Instrument in den verfügbaren Kem-
zeiten umzugehen?

14
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ft Welche Möglichkeiten lassen sich finden, um dem Trend hin zu einer
immer stärkeren Arbeitsintensität durch Pausen innerhaib der Arbeits
zeitblöcke zu reduzieren?

1.1.4 Das monetäre und statüsorientierte Anreizsystem der Verwaltung

Die Bedeutung motivierter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist in Wirtschaft und Ver
waltung erkannt! Die Ausgestaltung und Weiterentwicklung von Techniken, mit de
nen man auf das Leistungsverhalten einwirken kann, sind daher ein zentrales Anlie
gen. Man spricht in diesem Zusammenhang von einem Anreizsystem.

Gegenüber der Wirtschaft, die individuelle Leistungen und Erfolge im besonderen
Maße honoriert, hat die öffentliche Verwaltung nur einen mäßigen Spielraum, um
das individuelle Leistungsverhalten der Beschäftigten in ihrem Sinne zu steuern
und zu beeinflussen: So ist beispielsweise das Gehalts- und Besoldungssystem der
öffentlichen Venwaltung aus der Sicht vieler zu eng ausgelegt.

Drei Komponenten bestimmen das Anreizsystem in der Verwaltung:

Anreizsysteme
der

Verwaltung

Besoldungs-/
Gehaltsgefüge

Stellenbe-

" Wertung

. Dienstalters
abstufung

— Zulagen

Beförderungs- und
Verwendungssystenrie

Beurtellungs-
und
Auswahlsysteme

— Beförderungsämter

— Venwendungsabfolgen

- Statussymbole

- Zeichnungsbefugnisse

_Verwendungs-
beurtellung

Leistungs
beurteilung

Assessment-
" Center

— Belobigungen
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^ das Besoldungs- und Gehaltsgefüge mit den Komponenten der Steiien-
bzw. Dienstpostenbewertung, der Dienstalters- und Leistungszulagen,

- das Beförderungs- und Verwendungssystem mit den Subkomponenten
der Rangpositionen (vgl. Ämterstruktur), der Statussymboie und der Lauf
bahnbestimmungen (z.B. Einbahnstraße nach Oben),

- das Beurteilungssystem mit den direkten und indirekten Feststeilungs-
(z.B. Auswahlverfahren) und Belobigungsverfahren.

Diese Komponenten bilden eine Einheit. Sie müssen, sollen sie effektvoll eingesetzt
werden, aufeinander abgestimmt werden.

A. Anreize durch das Besoldungs- und Gehaltsgefüge

Aus arbeitswissenschaftlicher Perspektive fällt es schwer, Alimentationsprinzip und
Leistungsprinzip überzeugend miteinander in Einkiang zu bringen.

Die Umsetzung des Leistungsprinzips wird in der Wirtschaft gesteuert über

- die Arbeitsplatz/Stellenbewertung

- die Leistungszulagen

- Tantiemen und Sonderzulagen

- Firmenwagen u.a.

- Incentives

Die Stellenbewertung erfolgt in der Regel über analytische Bewertungsverfahren.
Dies garantiert ein hohes Maß an Transparenz und Nachprüfbarkeit für den Einzel
nen. Der Bewertung vorgeschaltet ist eine Steilenbeschreibung. Diese enthält ein
Verzeichnis der auf einem Arbeitsplatz auszuübenden Haupt-, Neben- und Zusatz
tätigkeiten. Zusätzlich sind in diesem Inventar Merkmale und Hinweise enthalten,
die für die Bewertung des Arbeitsplatzes sowie für organisatorische und personal
wirtschaftliche Entscheidungen erforderlich sind. Ziel dieser Beschreibung ist es,
Sicherheit zu schaffen, den Führungsprozeß zu versachlichen und Friktionen einzu
grenzen. Mit einer Stellenbeschreibung wird

- die Arbeit auf einem Arbeitsplatz für den Mitarbeiter, den Vorgesetzten und die
Kollegen transparent,

- der Arbeitsplatz in das Bewertungsgefüge eingepaßt,

- die Zusammenarbeit und die Koordination der Tätigkeiten aufeinander optimal
abgestimmt,

- eine sachgerechte Führung und Kontrolle möglich.
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Auf der Grundlage der Stellenbeschreibung wird über die Bewertungsverfahren der
mittlere Arbeitsplatzwert einer Stelle ermittelt. Um diesen mittleren Arbeitsplatzwert
wird ein Band mit einem Streuungsbereich von je (beispielhaft) 20 Prozent nach
oben und nach unten gelegt. In diesem Gehaltsband kann sich ein Mitarbeiter bzw.
eine Mitarbeiterin ohne Wechsel des Arbeitsplatzes bewegen.

Abb.

Systematik der Gehaltsbänder^^

GRAFIK S. 38 Band 3/1

Die Einstellung des Bewerbers erfolgt nach diesem Modell auf der Basis von 80 v.H.
des Arbeitsplatzwertes. Eine Modifikation ist denkbar, wenn beispielsweise auf-

1) Oechsler, W.A., aaO, S; 21.
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grund der Arbeitsmarktlage geeignete Bewerber höhere Gehaltsforderungen stel
len. In diesem Fall ist es auch denkbar, daß man die Möglichkeiten der Stelle (also
120 v.H.) ausschöpft.

In der Regel werden die Möglichkeiten des Gehaltsbandes nicht voll ausgeschöpft,
sodaß Steigerungsmöglichkeiten bleiben. In diesen Fällen handeln Vorgesetzter
und Mitarbeiter nach einem vorgegebenen Zeitraum die Steigerungsquote aus. Das
Instrument hierzu ist die Leistungsbewertung. In der Leistungsbewertung werden
die SOLL - Vorgaben (Was soll der Mitarbeiter in dem vorgegegebenen Zeitraum er
reichen?) mit dem erreichten IST verglichen.

Über diesen Rahmen hinausgehend werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an
dem Untemehmenserfolg in Form von Tantiemen beteiligt. Verläuft der Geschäfts
abschluß positiv, erhalten die Vorgesetzten ein Budget, das sie auf die Mitarbeite
rinnen und Mitarbeiter verteilen können. Insbesondere im Verkauf sind diese Tantie
men bereits im Vorfeld in Form von Prämien kalkulierbar. Im dispositiven Bereich ist
diese direkte Zuordnung meist schwieriger und wird daher am Gewinnergebnis aus
gerichtet.

Eine besondere Form von Leistungszulagen erfolgen heute auch in Sachleistun
gen: Meetings auf den Bahamas und ähnliche Sach- und Dienstleistungen für be
sonders erfolgreiche Manager.

Vergleicht man diese Möglichkeiten, auf das Leistungsverhalten einzuwirken, mit
dem Iristrumentarium der öffentlichen Verwaltung, dann erkennt man schnell die be
grenzten Möglichkeiten. Zwar kennt auch die öffentliche Venwaltung Gehaltsbänder.
Doch was sich im öffentlichen Dienst sitzend und automatisch alle zwei Jahre am

„verlängertem Rückgrat" so ganz von selbst (egal ob fleißig oder weniger fleißig)
vollzieht, bedarf in der Wirtschaft zumindest bei außertariflichen Angestellten einer
stärkeren leistungsorientierten Legitimation. Dies kann ein Ansporn sein.

Daß man diese Chancen nutzen sollte, war auch eine Überlegung der Studienkom
mission für die Reform des öffentlichen Dienstrechtes. Sie forderte eine jährlich zu
vereinbarende Leistungszulage.^^ Dieser Gedanke ist zwischenzeitlich wiederholt
aufgenommen und durch weitergehende Modifikationen auf eine breitere Diskus
sionsbasis gestellt worden. In der Sache hat sich in dieser Frage indes bislang aller
dings nichts bewegt. Innovationen auf dem Gebiet eines modifizierten monetären
Leistungssystems zeichnen sich derzeit im Zusammenhang mit der Personalreform
bei der Post ab.

1) Vgl. hierzu Meixner, Personalpoltitik, aaO, S. 273 ff. und die dort angegebene Literatur.
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B. Das Beförderungs- und Verwendungssystem

Weitere Hindernisse für eine flexible Aussteuerung des Leistungsverhaltens finden
sich in der öffentlichen Venvaltung im Status- und Beförderungssystem. Aufgrund
der im Beförderungssystem vorherrschenden Strukturmerkmale, die sich aus der
Altersschichtung und dem gesetzlichen Stellenkegel (vgl. hierzu BBesG 26) erge
ben, können begabte und leistungsbereite Mitarbeiter/innen nicht in dem erforderli
chen Umfange und mit der gebotenen Flexibilität ge- und befördert werden. Dies ist
auch Folge eines starren Laufbahnsystems, das nur eine Entwicklung nach oben,
nicht aber eine Rückstufung vorsieht. Es viel darüber nachgedacht worden, ob man
nicht zumindest die Spitzenpositionen des öffentlichen Dienstes auf Zeit vergebe
nen sollte. Überlegungen in diese Richtung sind indes regelmäßig in Kommissionen
versandet.

Man sollte, um diese schwierigen Herausforderungen zu meistern, allerdings nicht
nur den Bereich der Spitzenpositionen andiskutieren. Es sind nämlich vor allem ei
ne Reihe von Vorkehrungen auf den weniger spektakulären Beförderungsebenen
möglich, um die Beförderungs- und Verwendungssituation harmonisch auszusteu
ern. Dies geschieht heute noch zu selten, weil zu wenig planend auf dieses sensible
Feld eingewirkt wird. Es wird zu häufig übersehen, daß Altersschichtung, Lebensal
ter und Beförderung in einem engen Verhältnis zueinander stehen und Entschei
dungen auf Jahre hin präjudizieren können. Diese Abhängigkeiten werden in der
Personalstrukturplanung systematisch analysiert. Hieraus ergeben sich Hinweise
und Beförderungsgrundsätze, deren Beachtung respektive Nicht-Beachtung dazu
führen können, daß für die Beförderungschancen das Einstellungsdatum aus
schlaggebenderwird als Eignung, fachliche Leistung und Befähigung.

C. BeurteUungs- und Belobigungssystem

Eine in Aussicht gestellte Beurteilung motiviert in der Regel. Auch wirken Beurtei
lungen auf das menschliche Verhaiten regulierend ein. In vielen Verwaltungen ist
die Herausforderung, Beurteilung nicht zufriedenstellend gelöst.

Soll die Beurteilung in ihrer Funktion als Anreizsystem von den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern akzeptiert werden, dann muß erkennbar sein, daß die Ergebnisse der
Beurteilung zu erkennbaren Konsequenzen führen: sei es, daß sich das Ergebnis
erkennbar auf die Laufbahngestaltung auswirkt oder sei es, daß die Gehaltsent
wicklung erkennbar durch dieses Instrument beeinflußt wird. In diesem Sinne for
derte Gerhart Baum in seiner Eigenschaft als Bundesinnenminister; „ Auch in Zu
kunft bleibt die Stärkung des Leistungsprinzips das vorrangige Ziel. Das rechtliche
Instrumentarium muß noch mehr als bisher darauf ausgerichtet werden. Innerhalb
des Spannungsverhältnisses zwischen Lebenszeitprinzip und Leistungsprinzip be
darf es zusätzlicher Impulse für die Leistungs- und Innovationsbereitschaft." Gefor-
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dert wird, In diesem Zusammenhang eine Differenziemng in eine Ven/vendungs-
und in eine Leistungsbeurteilung. Dieser Ansatz geht auf einen Vorschlag der Stu
dienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechtes zurück, die mehr Lei
stungsanreize in der öffentlichen Verwaltung schaffen wollte. Baum führt hierzu wei
ter aus: „Eine "Leistungsbeurteiiung bietet... generell die Voraussetzungen für die
individuelle Anerkennung erbrachter Leistungen.... Die entscheidende Frage ist vor
allem, ob und inwieweit sich die Leistungsbeurteiiung in irgendeiner Form auf die
Bezahlung auszuwirken hat. Gerade um der pauschalen Kritik an mangelnder Lei
stungsfähigkeit und zu geringem Leistungswillen des öffentlichen Dienstes offensiv
und nicht nur abwehrend gegenüberzutreten, sollten wir uns nicht scheuen, auch
negative Folgen unzulänglicher Leistungen konkret zu statuieren. Automatisches
Aufrücken in den Dienstaitersstufen oder Sicherheit der einmal erlangten Position
beruhen auf bewährten Erwartungen der Leistungsbereitschaft und Leistungsstei
gerung.

Setzen wir unser Vertrauen auf solche bewährten Regelungen, dann hindert uns
nur wenig daran, sie auch offen an regelmäßig überprüfte Leistungen der Beamten
anzuknüpfen. Das bedeutet aber auch, bei Ausbieiben der erwarteten Leistung das
Aufrücken in den Dienstaltersstufen zu versagen oder auch einen weniger lei
stungsbereiten Beamten mit einem geringer bewerteten Amt zu betrauen."^^

Die an sich guten Ansätze dieses Vorschlages verpufften nicht zuletzt auch des
halb, weil man hinter diesen an sich interessanten Gedanken eine Krämerseele

argwöhnte: Hatte die Studienkommission noch von einer Leistungszulage gespro
chen, die zusätzliche Mittel in Höhe von ca. 10 v.H. der aufgebrachten Personalmit-
tei veranschlagte, so lief dieser Vorschlag auf einen Spareffekt hinaus: Je mehr Mit
arbeiterinnen und Mitarbeiter die Norm-Leistungen nicht erbringen, desto günstiger
fallen die Personaikosten aus. Das Echo dieses Vorschlages, ausgerechnet in einer
Zeit vorgetragen, in der die Devise galt: „Sparen, koste es was es wolle!", war ein
hellig: Zustimmung in der Presse, Empörung bei den Beamten.

In den folgenden Fragen kommen einige Aspekte, die im Zusammenhang mit den
Anreizsystemen der öffentlichen Verwaltung anzusprechen sind, beispielhaft zum
Ausdruck:

1. Sind die Anreizsysteme der öffentlichen Verwaltung hinreichend flexi
bel, um Leistungsreserven bei den Beschäftigten zu mobilisieren?
Werden die durch Anreizinstrumente zusätzlich aktivierbaren Lei-

stungspotentiaie der Beschäftigten ausgeschöpft und für eine effektiv
handelnde Verwaltung genutzt?

1) Baum, G.R., Funktion und Selbstverständnis des öffentlichen Dienstes, in: Baum, Bull,
Krause u.a.. Technisierte Verwaltung - Entlastung oder Entfremdung des Menschen?,
Bonn 1980.

20



Gestaltungsebene Personalpolitik

2. Gibt es ergänzende Alternativen und Modifikationen zu den bestehen
den Anreizinstrumenten? Sind diese Ergänzungen und Modifikationen
mittelr und langfristig in der öffentlichen Verwaltung durchsetzbar?
Welche Gründe (z.B. Kosten, rechtliche oder arbeitsklimatischen
Gründe) sprechen für diese Alternativen, was spricht dagegen?

3. Lassen sich zusätzliche Formen einer stärkeren Erfolgsbeteiligung
(z.B.: Hausmeister erhält für eingesparte Energie eine angemessene
und attraktive Prämie) zwischen den Polen einer Leistungsnivellierung
und einer Leistungsüberforderüng (z.B. Akkord-Systeme) für die öf
fentliche Verwaltung finden?

4. Können erprobte und ausgereifte Verfahren, die in der Wirtschaft An
wendung finden, der öffentlichen Verwaltung Impulse geben?

5. Entwickeln sich die Anreizstrukturen von Wirtschaft und Verwaltung
auseinander? Welche Konsequenzen für das Verwaltungsimage, aber
auch für die Attraktivität der öffentlichen Verwaltung auf dem Arbeits
markt hätte eine solche Entwicklung?

6. Lassen sich leistungsfördernde Alternativen zu der „Einbahnstraße"
nach oben finden? Führt die Besetzung von Spitzenpositionen auf Zeit
zu einer stärkeren Leistungsorientierung der Verwaltung?

7. Welche Formen und Modelle für Leistungszulagen sind aufgrund der
Besonderheiten der öffentlichen Verwaltung geeignet, auf das Lei
stungsverhalten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter leistungsfördernd
einzuwirken? '

8. Entwickein sich die Möglichkeiten der Leistungsbewertung zwischen
den Statusgruppen (z. B. Beamte, Angestellte) Im Glelchklang oder öff
net sich hier ein Schere?

9. Steht die Gehalts- und Besoldungsentwicklung der öffentlichen Ver
waltung in Gleichklang mit den Entwicklungen In der Wirtschaft?

10. Werden die Anreizmögiichkeiten, die sich durch die Beförderungspoii-
tik(vgi. hierzu Beförderungsstau, etc.) ergeben, mit Bück auf die künfti
gen Entwicklungen perspektivisch genutzt? Zeichnet sich ein Beförde-
rungs- und Verwendungsstau ab? Welche Möglichkeiten bieten sich
an, um auf einen ausgewogenen Verwendungs- und Beförderungszy
klus einzuwirken?
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11. Wirkt das angewandte Verfahren zur Mitarbeiterbeurteilung auf das
Leistungsverhalten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eher motivie
rend oder demotivierend? Was kann unternommen werden, darhit von,
diesem Instrument eine stärkere Anreizwirkung ausgeht?

1.1.5 Ziel und Bedeutung der Verwaltungskultur

Erfolgreiche Unternehmen weisen in einem Punkt vergleichbare Züge auf: Der Un
ternehmenserfolg wird im besonderen Maße in Abhängigkeit von der Kultur des Un
ternehmens gesehen. Die einseitige Betonurig und stringente Umsetzung rationaler
Managementmethoden und -Instrumente, die auf einem linearen Ursache-Wirkung-
Denken basieren, verlieren zugunsten eines ganzheitlichen und vemetzten Den
kens ah Gewicht. Dauerhafte urid auf Erfolgskurs ausgerichtete Unternehmen ha
ben nach Peter und Watermann eines gemeinsam: Sie bauen auf die treibende
Kraft einer starken Kultur. Diese Kultur ist gekennzeichnet durch Wertvorstellungen
und Überzeugungen, die auf allen Hierarchieebenen gelebt und erlebt werden kön
nen. Diese Werte und Normen prägen das Erscheinungsbild des Untemehmens im
Innen- wie auch im Außenkontakt. Sie motivieren die Mitarbeiterinnen und Mitarbei

ter, verbinden Menschen miteinander und führen zu einer perspektivischen Interna-
lisierung der Unternehmensziele. Auf diese Identifikation und Intemalisierung der
Untemehmensziele sowie auf die treibende Kraft einer Wir-Besinnung kann kein er
folgreiches Unternehmen, kann keine leistungsstarke Venivaltung verzichten. Hier
liegt die Wurzel eines erfolgreichen Untemehmens. Diese Erfahrung setzt sich im
mer stärker durch. Stellvertretend für diesen Trend steht das folgende Zitat: „Nicht
Maschinen, sondem Menschen entscheiden heute über den Erfolg der Untemeh-
men, qualifizierte Mitarbeiter sind für die Wettbewerbsfähigkeit eines Untemeh
mens wichtiger als neueste Technologien oder teuerste Maschinen ... Vom Engage
ment der Mitarbeiter, von ihrer Kreativität und Flexibilität hängt ab, wie effizient und
nutzbringend neue Techniken eingesetzt werden können. Dies jst nur mit hochmoti
vierten und hochqualifizierten Mitarbeitem zu erreichen, die bereit und fähig sind,
Untemehmensziele zu ihren eigenen zu machen und Verantwortung zu übemeh-
men."^^

Der Umgang der Venwaltung im Außen- und Innenverhältnis sollte sich, diesen Er-
kenntnisssen folgend, an einer explizit formulierten Wertstruktur orientieren. Insbe
sondere im Innenverhältnis steuert sich der Umgang zwischen den Instanzen, zwi
schen dem Management sowie zwischen Vorgesetzten und Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitem in reflektierten Norrhen mit einem institutionell formalen Aspekt und ei
nen verhaltensorientierten Aspekt. Aus institutionell formaler Sicht finden diese
Werte in den Ablaufregelungen der Bewerbungsverfahren (negativ: Hinhalten, War-

1) Zedler, R., Förderung sozialer Kompetenz, in: Informationen zur beruflichen Bildung, 21,
Köln 1990, S. 1.
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tenlassen, etc.), der Einführungspraxis neuer Mitarbeiter/Innen bis hin zu Fragen
der Arbeitszeitgestaltung, der Mitarbeiterbeurteilung und der Vorgabe definierter
Führungsformen ihren Niederschlag. Der verhaltensorientierte Aspekt erfaßt das
Miteinanderumgehen im Team und jm Führungsfeld.

Vergleichbar einem ethisch handelnden Untemehmen, das sich im Innen- und Auß
enverhältnis an Wertvorstellungen orientiert, die weit über die traditionellen Leitma
ximen wie Gewinnmaximiemng und Erfolgreichsein hinausreichen, hat die Venwai-
tung ihren Zielrähmen zu überdenken und möglichst breit auszurichten. Auf diesem
Weg der ethischen Zieifindung hat es die öffentliche Venwaitung einfacher als die
Wirtschaft. Denn statt auf Gewinn sind hier die Weichen ohnehin bereits auf eine
Gemeinwohlorientiemng ausgerichtet. Allerdings genügt es nicht, lediglich auf die
se Programmierung hinzuweisen. Dann könnte sehr leicht das tatsächliche Anlie
gen einer Verwaltungsethik verdeckt werden.

Ethik orientiert sich vor allem auch an Vorbildern. Gefragt sind heute in Wirtschaft
und öffentlicher Verwaltung Manager-so dasiwd^^-, die Ethik und Erfolg miteinan
der verbinden: „Das Thema Wirtschaftsethik hat Konjunktur: Der gesellschaftliche
Wertewandel und der zunehmende Wertepiuralismus fordern auch die Unterneh
men heraus, nach neuen Orientierungen zu suchen. Sinnvermittlung wird damit zur
Aufgabe des Managerfients.

Doch unter den Fühmngskräften besteht keine Einigkeit darüber, wo Lösungen zu
suchen und wie sie zu realisieren sind."®^

Einigkeit besteht in dem gmndsätzlichen Handlungsbedarf. Einigkeit besteht auch
in der Bewertung, daß sich diese Ethik nicht auf wohlklingende Absichtserklärungen
beschränken darf, sondern in konkreten Maßnahmen niederschlagen sollte. So
zeigt eine Befragung von 60 Top-Repräsentanten der schweizerischen Wirtschaft
sechs Gestaltungsfelder unterhehmensethischer Handlungsfelder.

1) iwd (Hrsg.),Unternehmensethik - Wirtschaften und Werte schaffen, Informationsdienst
des Instituts der deutschen Wirtschaft, Heft 29,1991, S. 8.

2) Ebenda, S. 8.

23



Gestaltungsebene Personaipoiltik

Die Ethik im Betrieb

institutioneile unternehmensethische Maßnahmen

- in Prozent -

Unternehmensleitbllder 98
Organisatorische Ansätze
wie Ethik-Kommission

98

Spenden für Soziales,
Kultur, Sport, Ökologie

78 , Ethisches Controlling
wie Sozial- und Ökobiianzen

76

Personalpolitische Ansätze
wie ethische

Mitarbeiterschuiung
56 Ombudsmann 56

Die Studie des Instituts für Wirtschaftsethik an der Hochschule St. Gallen differen

ziert die 60 befragten Spitzenmanager in vier Grundtypen. Dieser Differenzierung
liegt die ethische Grundeinstellung sowie eine sich daraus ableitende Handlungs
maxime zugrunde.
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Unternehmensethik und Management
Grundtypen

Grundtyp Ehtik und Markt Handlungsmaxime

Der Ökonomist Für ihn steht die Ethik buch

stäblich in der „Verfassung"
des gegenwärtigen Markt
systems. Wer im Markt
Erfolg haben will, muß
ethisch handeln:

Die Sachzwänge des Mark
tes erzeugen automatisch
ein ethisch richtiges Han
deln.

Orientiert sich am Markt,

der Spiegelbild des Werte
wandels ist. Die Moral ist

dem Markt immanent.

Der Konventionalist Für ihn ist Untermehmens-

ethik vor allem eine Frage
der guten Sitten. Diese gel
ten (relativ zeitlos) auch im
Wirtschaftsleben, ohne daß

dies außergewöhnlicher
Ahstrenqunaen bedarf.

Im Gegensatz zu dem
Ökonomisten betrachtet der
Konventionalist die Wirt

schaft als Lebenswelt und

nicht als abstraktes System.

Der Idealist Orientiert sich an einem

idealistischen Ansatz

Überträgt sein geformtes
Weltbild in das

Unternehmen

Der Reformer Er sucht unter Mitwirkung
der Mitarbeiter nach renta

blen Wegen ethisch-sinn
vollen Wirtschaftens. Seine

ordnungspolitische Mitver
antwortung sieht er in
einem Beitrag zur Verände
rung der Rahmenbedin
gungen untemehmerischen
Handelns.

Seine Maxime ist die unter

nehmerische Selbstver

pflichtung, in der Hand
lungskonzepte zu
entwickeln sind.

Die Bedeutung der Venwaltungskultur für die Leistungsfähigkeit der Verwaltung wird
vielfach unterschätzt. Daran mag es liegen, daß man diesem Gestaltungsfeld in der
Praxis zu wenig Aufmerksamkeit zukommen läßt. Die folgenden Fragen weisen bei
spielhaft auf Gestaltungsmöglichkeiten hin:
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1. Liegen Leitbilder für das Verwaltungshandeln vor? Weiche Werte lie
gen diesen Leitlinien zugrunde? Sind diese Werte transparent und in
dem Ehtsoheidungsverhaiten der Verwaltung und der Leitung nach
vollziehbar? Findet diese Wertstruktur durchgängig Anwendung oder -
wird sie nach Bedarf - fallweise - modifiziert?

2. Kommt den sozialen Werten gegenüber den ökonomischen Werten ei
ne angemessene Gewichtung zu?

3. Sind die Leitbilder im Rahmen eines Corporate Identity Findungspro-
zesses entwickelt und auf die Werthaitungen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bis hin zu den höchsten Leitungsinstanzen zugeschnitten?
Spiegeln sich diese Werthaitungen und Normen im Verwaitungsalitag
(z.B. im Miteinanderumgehen, in den Instrumenten und Verfahren
u.a.m.) wider?

4. Liegen Imageanalysen vor, die Außenbeziehungen der Verwaltung auf
dem „Dienstleistungsmarkt" klären? Von welcher PR-Konzeption geht
die Verwaltungsleitung aus? Wird auf diesem Sektor nach einer tages
politischen Opportunität gehandelt oder wird eine konsequente Politik
verfolgt?

5. Welche Bedeutung wird dem Arbeitsklima in der Verwaltung zugemes
sen? Stehen geeignete Verfahren bzw. Indikatoren zur Messung und
Einschätzung des Arbeitsklimas zur Verfügung? Werden Befragungen
zum Arbeitsklima systematisch erhoben und konsequent ausgewer
tet? Wie fließen die Ergebnisse der Analyse in das Entscheidungsver-
haiten ein?

6. Gibt es Maßnahmen und Aktionen, um gestaltend auf das Arbeitsklima
einzuwirken? Werden teamstabilisierende Maßnahmen wie Betrieb

sportgruppen, Partnerschaften, soziales Engagement und Paten
schaften gefördert?

1.1.6 Personalvertretung und Veivraltung

Mit der Zunahme an höher qualifiziertem Personal ist auch das Bedürfnis nach ei
ner stärkeren Mitgestaltung und Mitwirkung in den Venwaltungen zu beobachten.
Partizipation ist allerdings ohne Blick auf das gemeinsame Ziel und die gemeinsa
me Verantwortung kaum vorstellbar. Indes steigt die Zahl der Vetogruppen, die ihre
Argumente aus tatsächlichen und vermeintlichen Prinzipien ableiten. Häufig vermi
ßt man die Begeisterung für notwendige personalpolitische Innovationen, wenn sie
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auf Selten der Mitarbeiter/innen zu unbequemen Konsequenzen führen. Anderer
seits setzt eine verantwortungsorientierte Mitgestaltung zwischen den Mitarbeiter
interessen und den Interessen der Verwaltung eine größere Transparenz der Ent
scheidungskriterien voraus.

Das Spektrum möglicher Fragen zu diesem Bericht ist weit gespannt und wird im
besonderen Maße von den Gegebenheiten vor Ort geprägt. Obgleich Verwaltung
und Personalrat auf das gleiche Ziel hin verpflichtet sind, läßt sich mitunter beob
achten, daß das Miteinanderumgehen durch verhärtete (Kampf-) Strukturen ge
kennzeichnet ist. Dann kann es leicht dazu kommen, daß trotz der gemeinsamen
Zieisetzung mal die eine, mal die andere Seite als Vetogruppe wichtige Aniiegen
zerredet. Wichtig ist, daß man frühzeitig aufeinander zugeht, auch wenn man meint,
dazu sei keine Zeit. Das partnerschaftiiche Aufeinanderzugehen scheint nicht im
mer zu gelingen. So meldet der Personalrat einer der größten Städte in unserem
Land: „Wie ein Paukenschiag traf uns die Verfügung des Oberstadtdirektor vom
24.12.1991, daß aufgrund der Tarifforderungen der Gewerkschaften ein absoluter
Einstellungsstop verhängt wurde. Dies geschah ohne Inföimation der Personalver
tretung ... Wenn die Verwaltung aber einschneidende Einsparungen vomimmt, oh
ne die Personalvertretungen zu beteiligen, zeugt dies von eklatanter Mißachtung
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und deren gewählten Vertretungen. Erst auf
Druck der Personalräte wurden Auskünfte erteilt und die Beschäftigten in Personal
versammlungen über Lösungen und Auswirkungen der Einsparungen informiert."

Fragen, die in diesem Zusammemhang beispielhaft gestellt werden können, sind

1. Mit weicher Einsteiiung gehen Verwaltungsleitung und Personalrat
aufeinander zu? Sieht die Verwaltungsieitung im Personalrat einen
Partner, der den Entscheidungsprozeß durch weitere Perspektiven er
weitert, oder sieht man in der Zusammenarbeit mit dem Personairat
eher eine lästige Pflicht? Von weicher Grundeinstellung wird das Ver
halten des Personairates bzw. der Verwaltung geprägt? Überwiegt das
Konsensverhalten oder werden eher Kampfformen geprobt?

2. Wie ist der Stil des MItelnanderumgehens? Entspricht er der ange
strebten Verwaltungskultur? Sind die Rollenpartner fähig, die ihnen
übertragenen Rollen auf einer sachlich-Intellektuellen Ebene auszutra
gen?

3. Ist das Miteinanderumgehen von Verwaltung und Personalrat geprägt
von Umsicht, Sensibilität und Konsensfähigkeit? Werden die Informa
tionen frühzeitig ausgetauscht? Ist eine gemeinsame Zieiverpfiichtung

1) Thelen, H., Zwischenruf der Personalvertretung, in: Stadt Köln intern, Nr. 2 vom
25.2.1992.
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erkennbar und werden die Rollenkonflikte auf einer fairen und sachli

chen Ebene ausgetragen?

4. Werden Hintergrundgespräche mit dem Personalrat geführt, um ihn
auf diese Weise bereits frühzeitig in den EntscheidungsprozeB mitein-
zubeziehen? Sieht man diese Gespräche als verlorene Zeit an, da ja
doch nichts dabei herauskommt? Bewegen diese Gespräche zumin
dest im klimativen Bereich etwas? Lassen sich die Gesprächspartner
überzeugen oder stehen sie auf Konfrontation?

5. Welche Anstrengungen unternimmt die Verwaltung, um die fAitglieder
des Personalrates für aktuelle und perspektivische Vorhaben zu infor
mieren und zu qualifizieren. Läßt sich die Zusammenarbeit zwischen
Personalrat und Verwaltung durch gemeinsame themenzentrierte Se
minare, Workshops oder Projektveranstaitungen verbessern?

6. Ist der Umgang miteinander eher auf einer formal-rechtlichen Ebene
angesiedelt, oder werden die anstehenden Probleme zielorientiert an
gegangen?

7. In welchen Feldern des Verwaltungshandelns kommt es zwischen
Personairat und Verwaltung immer wieder zu Konfliktsituationen (z.B.
Beförderungsentscheidungen, Arbeitszeitregelungen u.a.m.)? Lassen
sich für diese Konfliktfelder Regelungen finden, um das Konfliktpoten
tial zu kanalisieren?

8. Wie kann die Verwaltung, bzw. wie kann der Personalrat für notwendi
ge Innovationen gewonnen werden und in laufende Vorhaben verant
wortlich einbezogen werden?

9. An welcher Stelle und wann sollte der Personalrat bei anstehenden

Projekten, Organisationsuntersuchungen, Stellennachbesetzungsver-
fahren u.a.m. einbezogen werden?

1.1.7 Die personalpolitischen Auswirkungen der Frauenförderung

Die Frauenförderung fordert bereits heute der täglichen Personalarbelt ergänzende
Wege ab. Viele In der Vergangenheit gewachsene Selbstverständlichkeiten, Nor
men und Werte werden dabei hinterfragt, und vieles, was sich einmal in der Perso
nalarbeit bewährt hat, muß sich im Kontext der Frauenförderung erneut als brauch
bar erweisen.
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Vernehmlicherwerden im Rahmen der Frauenförderung ergänzende Wege und In
strumentarien gefordert wie etwa flächendeckende Stellenausschreibungen, neue
Akzente in der Auswahl und Qualifizierung von Personal, der Einsatzplanung, der
Bedarfs- und Nachwuchsplanung, der Arbeitszeitgestaltung und vieles mehr.

So ist beispielsweise in einer Großstadt die Stellenausschreibung für Beförderungs
ämter erst auf die Initiative der Gleichstellungsstelle hin verbindlich festgeschrieben
worden. Gerade in Bezug auf die Flexibilisierung der Arbeitszeit und der Teilung von
Führungsstellen sind in den nächsten Jahren vermehrt Initiativen der Gleichstel
lungsstellen zu erwarten, die eine glückliche Hand der Personalämter verlangen
und insbesondere im Bereich der Personalentwicklung und Perspnalbewirtschaf-
tung professionelles Geschick abverlangen.

Diese Entwicklung wird nicht frei von Eingriffen in tatsächliche oder vermeintliche
Besitzstände sein. Damit einher geht eine deutliche Steigerung des Konfliktpötenti-
als in der Verwaltung. Darin liegt aber auch eine Chance: Die harten Management
faktoren erhalten eine interessante Ergänzung, und das Handeln in den Personal
ämtern wird auf eine transparentere Basis gestellt werden müssen. Mit der Frauen
förderung steigt der Innovationsdruck in den Persohalämtem, nicht zuletzt auch
deshalb, weil dieses Thema auf der politischen Ebene sich großer Aufmerksamkeit
erfreut.

Im Rahmen der Frauenförderung werden heute personalpolitische Themen aufge
arbeitet und transparent gemacht, die in den vergangenen Jahren .der Einsicht ei
nes breiten Klienteis verborgen waren. Mit der zunehmenden Transparenz werden
Entscheidungen nachvollziehbarer und damit auch diskutiert.

Diese Entwicklung hat Auswirkungen auf das Arbeitsklima. In jedem Falle gilt es,
tatsächliche oder vermeintliche Benachteiligungen durch Benachteiligungen kom
pensieren zu wollen. Oberste Regulative müssen Chancengerechtigkeit und Lei
stungsprinzip bleiben. In diesem Rahmen ist der Konsens anzustreben. Die folgen
den Fragen sind t)eispielhaft zu sehen.

1. Sind für die Gieichsteiiungssteiie die organisatorischen und personei-
ien Voraussetzungen geschaffen worden, damit diese Steiie effektiv
arbeiten kann? ist diese Steiie in die Linie eingebaut? Wem untersteht
sie?

2. Weiche Einfiußmögiichkeiten auf die personelie Besetzung dieser
Steiie haben die Ansprechpartner, für die diese Steiie eingerichtet wur
de? Wo Hegen die Arbeitsschwerpunkte der Steile? In die Verwaltung
hineinienkend oder als Anlauf steiie für Bürgerinnen und Bürger?.
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3. Wie und durch welche Aufklärung und Werbung kann erreicht werden,
daß auch langfristig das Anliegen der Frauenförderung als Führungs
aufgabe erkannt und umgesetzt wird?

4. Was kann die Leitung der Verwaltung veranlassen, um Ihre Führungs
kräfte für die Ideen der Frauenförderung zu gewinnen? Werden die
Führungskräfte durch geeignete ffiaßnahmen (z.B. Seminare, Works
hops u.a.m.) angehalten, die Ziele der Leitlinien auch In Ihren operati
ven Bereich hineinzutragen?

5. Ist die Akzeptanz bei Aktionen, Entscheidungen und li4aBnahmen der
Frauenförderung auch bei den f4ltarbeltern gegeben? Werde Ängste
oder Frustrationen aufgebaut? Gelingt es, Verständnis und Berelt
schaft über Anliegen und Ziel der einzelnen Maßnahmen bei allen Be
schäftigungsgruppen herzustellen?

6. Shd die Auswirkungen von einzelnen Maßnahmen auf das Arbeitskli
ma, die Im Zusammenhang mit der Frauenförderung stehen, ab
schätzbar? Werden die Konzepte Im Miteinander der Geschlechter an
gegangen? Gelingt es, Diskriminierungen bei leistungsstarken Frauen
etwaäls „Quotenfrauen" abzuwehren?

7. Welche Instrumente und Verfahren lassen sich verbessern, damit dem
Gebot der Chancengleichheit In Zukunft Rechnung getragen werden
kann?

1.1.8 Wertewandel

Neue hochkomplexe Technologien und hochqualifizierte Dienstleistungen haben zu
besonders qualifizierten IWitarbeiter/innen geführt. Im gleichen Umfange sind auch
die Ansprüche der Bürger an ihre Verwaltung gestiegen. Mehr und kritischer als je
zuvor hinterfragen sie die Grundlagen des Verwaltungshandelns.

Das insgesamt höhere Bildungsniveau der Bevölkerung erfordert nach innen wie
auch nach außen ergänzende Formen des miteinander Kommunizierens. Statt der
Techniken, die auf das Anweisen ausgerichtet sind, gilt es heute mehr denn je in der
Sache zu überzeugen. Die sachliche Autorität gewinnt gegenüber der formellen Au
torität an Gewicht.

Die formalen Bildungsabschlüsse können daher heute nicht nur ausschlaggebend
für die Karrieregestaltung sein, sondem die vor Ort erkennbaren Qualifikationen
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und Leistungen müssen ein stärkeres Gewicht erhalten. Die Durchlässigkeit der
Laufbahnen ist daher noch stärker zu fördern.

Die geänderten Werte und Arbeitsnormen, die wegweisen von den puritanischen
Werten und hinweisen zu Werten der sozialen Kompetenz, erfordern eine konse
quente Fortschreibung der Personalauswahlsysteme (z.B. Fortschreibung der Be
urteilungsmerkmale, Fortschreibung der Auswahlkriterien der Einstellungsverfah
ren, der Assessment-Center-Vertahren etc.).

Die moderne Technologie, das hohe Qualifikationsniveau der Mitarbeiter und immer
komplexere Dienstleistungen erfordern von den Mitarbeitem einen höheren Reife
grad und die Führungskräfte sind gefordert, mehr Raum für die eigenverantwortli
che Steuerung und die Selbstbestimmung ihrer Untergebenen zu schaffen. Neue
Werte (z.B. soziale Kompetenz) und geänderte Qualifikationen (z.B. kommunikative
Fertigkeiten) sind im heutigen Arbeitsfeld mehr denn je gefordert.

Dieser Wertewandel schlägt sich auch in den Eigenschaften und Fähigkeiten der
Manager nieder, die man von den Führungskräften der Zukunft erwartet. Eine Un
tersuchung im Auftrag der Zeitschrift Managementwissen nennt als Ergebnis einer
Umfrage bei Unternehmen folgende Eigenschaften:

Was zeichnet den Manager der Zukunft aus?

unternehmerisch denkend 81,3

teambildend 78,7

kommunikativ 73,3

visionär 45,3

moderierend 40,0

internatinal ausgerichtet 36,0

mehrsprachig 29,4

ökologisch/sozial orientiert 25,3

unteger 25,3

charismatisch 17,3

multikulturell 9.3

intuitiv entscheidend 4,0

technisch versiert 4,0
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Venwaltungskultur und Wertewandel stehen In einem engen Bezug zueinander. Aus
einem Wertewandel heraus kann es zu Generationskonflikten kommen. Diese Zu

sammenhänge konkretisieren sich vor Ort Im Führungsfeld: Die Einstellung, wie auf
Leistungsverhalten eingewirkt werden kann, unterliegt einem Wertewandel. Dieser
Wandel läßt sich grob und sicherlich nicht umfassend mit den Begriffen „autoritärer
Führungsstir und „kooperativer Führungsstll" charakterisieren. Auch der Wandel
von den harten Managementfaktoren hin zu den welchen weist auf diese Dynamik
hin. In diesem Kontext steht dann auch die soziale Kompetenz. Hierbei lassen sich
zwischen den Verwaltungen, aber auch Innerhalb der Verwaltungen deutliche Un
terschiede ausmachen. Sie mahnen zu einer differenzierenden Sicht. Die folgenden
Fragen geben hierzu beispielhaft eine Orientierung:

7. Liegen Leitbilder zur Führung vor, damit die Führungskräfte ihre Rolle
als Vorbild und Mulitiplikatoren des. „betrieblichen" Wertesystems auf
ein intendiertes Wertesystem ausrichten können?

2. Werden in den Anforderungsprofiien nachvollziehbare und beobacht
bare Werte und Normen ausgwiesen, auf deren Basis die Personal
auswahl und die Personalentwickiung aufgebaut wird (vgl. hierzu die
soziale Kompetenz)?

3. Werden diese Verhaltensregulative in der Aus- und Fortbildung trai
niert? Kommt den Werten auch eine praktische Bedeutung zu oder be
schränken sie sich auf Akklamationen? Wird die Einhältung gefördert?

4. Sind die Instrumente der Personaiauswahl (z.B. die Beurteilung) auf
diese Werte hin ausgerichtet?

5. Sind die Werte in praktischen Entscheidungen auch für die Mitarbeite
rinnen und Mitarbeäer nachvollziehbar? Kann man sich im Konfiiktfall

auf diese Werte berufen? 00

6. Sind Frauen überwiegend in den unteren Funktionsbereichen der Ver
waltung tätig? Welche organisatorischen und personaipolitischen
Maßnahmen können getroffen werden, um einseitige Speziallsierun
gen in diesen Funktionen zu vermeiden?

7. Liegen hinreichend differenzierte Daten vor, um die Entwicklung der
Frauenförderung aussteuern zu können?
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1.2 Aus Fehlern lernen

Personalpolitik ist auf Kontinuität und Langfristigkeit ausgerichtet, ihre Glaubwür
digkeit steigt mit der Absicherung ihrer Analysen und Normen. Sie sollte der Versu
chung widerstehen, ihre Reguiarien aus den aktuellen Engpässen heraus zu ent
wickeln, und sie sollte auch einer weiteren Versuchung widerstehen; den auf Mo
dernität hin ausgerichteten Eitelkeiten zu folgen.

Insbesondere das Kriterium der Langfristigkeit wird häufig zu wenig bedacht. Das
kann exemplarisch an drei Aktionsfeldern verdeutlicht werden:

- Argumente im Schnittfeld beschäftigungspoiitischer Wechselbäder

- die Entgelt- ünd Beförderungspolitik

- der Hekrutierungspolitik

1.2.1 Argumente im Schnittfeld beschäftigungspolitischer Wechselbäder

Drei Zielgruppen standen in den letzten Jahren häufig im Schnittfeld einer kontro
versen, widersprüchlichen und mitunter vordergründigen Argumentation: die Frau
en, die ausländischen Arbeitnehmer und die älteren Mitarbeiter/ innen.

I  ̂ ' ■ ■

Als es Ende der 60er Jahre darum ging, auf einem ausgepokerten und leergefegten
Arbeitsmarkt zusätzliche Arbeitskapazitäten, die dringend gebraucht wurden, zu ge
winnen, war man schnell bereit, die Hausfrauen aus ihren „geschützten" Umfeld
hervorzuiocken und der „Nur-Hausfrau" die soziale Wertschätzung vorzuenthalten.
Mit Hausfrauenarbeit war in diesen Jahren wenig Staat zu machen. Dieser Druck
•zeigte seine Wirkung: Weit mehr, als dies vielleicht aus sich allein heraus getan hät
ten, unterlagen diesen drückenden Verlockungen und verließen voller Optirnismus
die Arbeit hinter dem Herd und wechselten in das Beschäftigungssystem. Als dann
Ende der 7Ger Jahre die Jugendarbeitslosigkeit immer drückender wurde, da setzte
eine anders gepolte Form der Diskriminierung ein: In diesen Jahren war die Rede
von den „Doppelverdienern". Der Druck auf die berufstätige Frau wuchs.

Bei den ausländischen Arbeitskräften verlief manches vergleichbar. Anfang der
sechziger Jahre warb und umwarb man sie, gegen Ende der siebziger Jahre legte
man Programme auf, um sie in ihre Heimat zurückzuführen. Manch freiwilliger,
gruppendynamischer Zwang schaffte, was Einsicht nicht bewegen konnte.

Auch die älteren Arbeitnehmerinnen standen in diesen Jahren unter Druck: Es ist
doch besser, so schien es in den Zeiten der Jugendarbeitslosigkeit, die Älteren
nach Hause zu schicken, um den Jüngeren eine Perspektive zu eröffnen. Was über
die Köpfe der .Alten" an Argumenten hinwegbewegt wurde, entsetzte viele: Hatten
sie nicht den Karren aus den Nachkriegswirren wieder flott gemacht?
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Wer in diesen Jahren die Diskussion aufmerksam verfolgte, mußte aus der Sicht ei
ner in sich schlüssigen Personalpolitik manchen Schock hinnehmen: Erst setzte
man auf die Lockungen und Verlockungen eines frühen Ruhestandes, doch als sich
diese Vorteile als zu theoretisch und zu wenig wirkungsvoll erwiesen, wurde man in
den Argumenten eine Idee deutlicher: Es wurde an die Solidarität appelliert und wo
das ni(^t half, half man mit deutlicheren Hinweisen nach: Alter geriet in die Ver
schleißzone. '

Heute hat sich das argumentative Bild wieder gewandelt: War man in diesen Jahren
(Ende der siebziger) froh um jeden, der von dem vorgezogenen Altersruhestand
Gebrauch machte, so klagt man heute über Jeden, der aus gesundheitlichen Grün
den früher aus dem Dienst scheidet und sieht darin einen „Skandal" (z.B. Blldungs-
bereich: Lehrer).

Personalpolitik muß sich diesem opportunistischen Treiben mit Worten und Argu
menten entgegenstellen, Sie muß auch auf Jahre hin glaubwürdig bleiben.

1.2.2 Die Entgelt-und Beförderungspolitik

Die Entgeltpolitik und Beförderungssituation der öffentlichen Verwaltung ist in den
letzten Jahrzehnten durch widersprüchliche Wechselbäder gekennzeichnet. Auf
dem Hintergrund eines angespannten Arbeitsmarktes konkurrierten Wirtschaft und
Venvaltung in den sechziger Jahren auf einem leergefegten Arbeitsmarkt. Bei hun
dert ausgeschriebenen Stellen konnte man froh sein, wenn sich mehr als zehn Be
werber/innen fanden. Es ging in dieser Zeit letztlich nur um die beiden Altemativen:
Der Bewerber kann eingestellt werden - der Bewerber ist völlig ungeeignet. Eine
Bestenauswahl war selbst in bescheidenen Aiisätzen nicht möglich. Das führte, wie
in diesen Jahren überspitzt formuliert wurde, zu den Zwanzig-Prozent-Typen: H^it-
unter mußten fünf Mitarbeiter, die mit einer abgesenkten Leistungsfähigkeit von je
20 % begnadet waren, eingestellt werden, um den für einen fiktiven Arbeitnehmer
vorgesehenen Arbeitsplatz funktionsfähig zu halten.

Als so gut wie nichts mehr in der Rekrutierung ging, kam es zu versteckten Gehalts
aufbesserungen: Man verbesserte die Von-Hundertsätze des Stellenkegels (BBes-
Ges. § 26; Stellenobergrenzen) und schaffte so eine verschwiegene Gehaltsanpas
sung. Die Folgen waren fatal: Die Leistungsrelationen wurden auf den Kopf gestellt.
Beurteilungen wurden zur Makulatur, die Erwartungen der Mitarbeiterinnen und Mit
arbeiter inflationierten.

Als dann in siebziger und Anfang der achtziger Jahre das Bewerberaufkommen sich
für die Bewerberinnen und Bewerber dramatisch entwickelte, verschlechterte man
1975 zunächst die Eingangs- und ersten Beförderungsämter im Verhältnis 35:65
Prozent und schaffte auf diese Welse unvorbereitet und ohne Vorwarnung einen
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Beförderungsstau. Fast zeitglelch schaffte man bei der Gruppe der Angestellten
den Bewährungsaufstieg. Weil man es sich vom Bewerberaufkommen leisten konn
te, senke man dann Anfang der achtziger Jahre auch noch die Eingangsbezüge -
wieder ohne Vorwamung- ab. Wem dies nicht paßte, verwies man auf die vielen ab
gewiesenen Bewerber.

1.2.3 Rekrutierungspolitik

Personaipolitik steht häufig konträr zu den Zwängen einer Sparpolitik. Entschei
dend ist vielfach nicht, daß gespart werden muß, sondem die Art und Weise, wie in
der öffentlichen Verwaltung gespart wird. Hier könnte im Spannungsfeld zwischen
Legislative und Exekutive durchaus mehr Kultur entwickelt werden.

Gerade bezogen auf die restriktive Spar- und Rekrutierungspolitik, die sich seit Mit
te der 70er Jahre abzeichnete und bis weit in die 80er Jahre reichte, ist Gefahr in
Verzug, daß sich der Spareffekt der zurückliegenden Jahre zu einer kostenintensi
ven Hypothek der 90er herausstellen wird: Obgleich ein erkennbarer Bedarf etwa
im Beamtenbereich vorhanden war, fuhr man die Rekrutierungsquoten der Gemein
den deutlich unter den tatsächlichen Bedarf. Heute glaubt man, diese Fehlorientie
rung durch höhere Einstellungsquoten korrigieren zu können. Es lohnt sich auch an
diesem Beispiel einmal die komplexen Auswirkungen etwas genauer zu vergegen
wärtigen:

Problemsektor /;. Die arbeitsmarkpolitischen Fehlsteuerungen

a. Jugendarbeitslosigkeit: Ende der 70er Jahre waren große Anstrengungen erfor
derlich, um der Jugendarbeitslosigkeit Herr zu werden. Während im Bereich der
Ausbildungsberufe viele vorbildliche Initiativen innerhalb der Gemeinden zu
stande kamen, übersah man die Bedeutung und Notwendigkeit einer angemes
senen Rekrutierungsquote für den Beamtennachwuchs. Hier wurde, um Mittel
für andere Programme freizusetzen, am tatsächlichen Personalbedarf vorbei
gespart.

b. Engpässe auf dem Arbeitsmarkt: In den 90er Jahren ist der Arbeitsmarkt bezo
gen auf bestimmte Jahrgänge angespannt. Eine Bestenauswahl für den Beam
tennachwuchs wird deutlich erschwert: Statt mit Hilfe eines „Einstellungskorri
dors" Vorsorge für die 90er Jahre zu schaffen, nutzte man diese Chancen nicht.
Venwaltungen, die in diesen Jahren umsichtiger geplant und gewirtschaftet ha
ben, müssen erkennen, daß sich ihre Aufwendungen durch Abwerbungen ande
rer Gemeinden nicht auszahlen.

c. Antizyklische Rekrutierungspolitik: Statt die Rekrutierungsquote über den aktu
ellen Bedarf hinausgehend auszurichten, um so einen Beitrag zur Entlastung
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des Jugend-Arbeltsmarktes zu leisten und Vorsorge für die angespannte Lage
der 90er zu treffen, gelang es nicfit, diese personalwirtschaftlictien Chancen zu
nutzen.^^

Problemsektor II: Die arbeitsklimatischen Fehisteuerungen

a. Störung des Regeneratlonszyklusses: Die unter der durchschnittlichen Rekru
tierungsquote liegenden Einstellungen der letzten Jahre haben In vielen größe
ren Gemeinden zu einer Einkerbung der Altersschichtung geführt. Damit sind ei
ne Reihe von Problemen bereits heute vorprogrammiert (Innovationsstau, Ver
wendungsstau, Beförderungsstau, etc.).^^

b. Zunehmende Arbeitsintensivierung: Die unter dem Bedarf liegende Rekrutie
rungsquote führt zu einer nicht gewollten Arbeitsintensivierung von Fachkräften,
die heute auch weniger qualifizierte Aushilfskräfte neben Ihrer ohnehin schon
hohen Belastung anleiten müssen.

c. Mangelnde Konkurrenzfähigkeit: In vielen Aufgabenbereichen der kommunalen
Verwaltung fehlt es nicht mehr an bewilligten Haushaltsmitteln, wohl aber an ge
eignetem Personal. Dieser Trend zeigt sich besonders In Aufgabenbereichen, In
denen technische Qualifikationen erforderlich sind. Insbesondere In diesen Auf

gabenbereichen Ist die öffentliche Verwaltung auf dem Arbeltsmarkt nicht mehr
konkurrenzfähig.

d. Zunehmende Fluktuationsbereitschaft: Die zum Teil extremen Arbeltsbelastun

gen führen In einigen Aufgabenbereichen der kommunalen Verwaltung (z.B. So
zialhilfe, Ausländerbereich, Wohngeldberelch) zu einer erhöhten Fluktuation
und verschärfen so die Arbeltsintensivierung. Viele Mitarbeiterinnen und Mitar
beiter In diesen Aufgabenbereichen werden nur unzureichend auf die dort anfal
lenden Stressoren vorbereitet. Sie fühlen sich häufig mit ihren Problemen allein
gelassen.

e. Ineffiziente Auslastung von Servicebereichen: Die Ausbildungskapazitäten In
nerhalb (on the job: Praktikumsphasen) und außerhalb der Verwaltung (off the
Job: theoretische Ausbildungsphasen) werden durch eine disharmonische Aus
lastung nicht optimal genutzt und führen zwangsläufig zu einer Verschlechte
rung der Ausbildung. Denn In Zelten einer Unterlast müssen beispielsweise
Lehrkräfte freigesetzt werden, die bei einem erhöhten Bedarf dann meist ̂  auch
aus Verärgerung - nicht mehr zur Verfügung stehen. Neue Kräfte aber brauchen
Praxis.

1) Vgl. hierzu Meixner, Die ausgeklammerte Generation, aaO, S. 255 ff.
2) Vgl. Meixner, Personalstrukturplanung, Teil 1, aaO, S. 51 ff.
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1.3 Der Mensch im Mittelpunkt der Personalpolitik der 90er Jahre

Mehr denn je kommt es heute auf die Kreativität, Innovationsbereitschaft, Bürger
freundlichkeit und Leistungsbereitschaft der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an.
Sie sind das eigentliche Kapital einer Verwaltung - ein Kapital, das umsichtiger Pfle
ge bedarf. Dies ist nicht zum Nulltarif zu haben. Dieses Problem löst man aber auch
nicht nur mit Geld. Wer sich mit dem Fremdbild des öffentlichen Dienstes befaßt,

weiß, daß mehr gefordert ist. Auch Politiker sind aufgerufen, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes vor ungerechtfertigten Angriffen zu schüt
zen. Das bedeutet auch, daß die Presse- und Öffentiichkeitsarbeit in den Kommu
nen weit mehr auf ein ausgewogenes Bild der Verwaltung und ihrer Beschäftigten
hinarbeiten sollte. Eine erfolgreiche „Public Relation" Arbeit schafft zudem die Vor
aussetzungen, daß sich die Mitarbeiter/innen mit „ihrer" Venwaltung identifizieren
können.

Auf die Identifikation und Quaiifikation ihres Personals kann kein erfolgreiches Un
ternehmen, kann keine leistungsstarke Verwaitung verzichten. Diese Erkenntnis
setzt sich heute deutiicher durch. Es zeichnen sich gerade in diesem hochsensiblen
Bereich Einstellungsänderungen im politischen und administrativen Raum ab. Für
diesen Trend steht beispielhaft das folgende Zitat, das auch für die Ven/vaitung glei
chermaßen Gültigkeit besitzt: „ Nicht Maschinen, sondern Menschen entscheiden
heute über den Erfolg der Unternehmen, qualifizierte Mitarbeiter sind für die Wett
bewerbsfähigkeit eines Unternehmens wichtiger als neueste Technologien oder
teuerste Maschinen... Vom Engagement der Mitarbeiter,, von ihrer Kreativität und
Flexibilität hängt es ab, wie effizient und nutzbringend neue Techniken eingesetzt
werden können. Dies ist nur mit hochmotivierten und hochqualifizierten Mitarbeitem
zu erreichen, die bereit und fähig sind, Untemehmensziele zu ihren eigenen zu ma
chen und Verantwortung zu übernehmen."^^

Dieses Engagement entwickelt sich nur auf dem Feld des gegenseitigen Ver
trauens.

2 Personalpoltik als integrierter Teil der Verwaltungspolitik

Personalpolitik darf sich nicht lediglich auf formale Sektoren oder abstrakte Ent
scheidungsebenen beschränken, sondern sie sollte in jeder die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter betreffenden konkreten Entscheidung erkennbar sein.

1) Zedier, R., Förderung sozialer Kompetenz, in: Informationen zur beruflichen Bildung 21,
1990, S. 1.
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2.1 Fragestellungen der Personalpolitik

Personalpolitik entwickelt Normen und Grundsätze und legt dabei fest,

- welche Teilziele im Gestaäungsfeid Personal angestrebt werden sollen,

- wie und auf welche Welse die Beziehungen zwischen Verwaltungsführung
und IVIItarbelter zu regeln sind (Verhaltensnormen),

- welche Arbeitsbedingungen und Handlungsarten (Strategien, Vorgehens
welsen, fVlethoden) einzuhatten sind,

- auf welche Welse sachliche und personelle Konflikte ausgetragen wer
den.

Diese Fragen weisen den Weg. Es gilt, auf die Spezifika einer Verwaltung und de
ren intendierter Verwaltungs- und Personalpolitik zugeschnittene Antworten zu fin
den. Beispielhaft kann diese Schrittabfolge - und zwar von Unternehmensgrundsät
zen hin zu den Vorgaben an eine Personalpolitik- an der IBM Deutschland verdeut
licht werden. Die Unternehmensgrundsätze, die hier in modifizierter Form auf die
Verwaltungsspezifika zugeschnitten und modifiziert wurden, lauten:^^

- Achtung vor dem einzelnen

- Dienst am Bürger

- Spitzenleistungen - unser Leitmotiv

- Effektive Führung, die den sozialen und ökonomischen Aufgabenstellun
gen gerecht wird

- Verpflichtung gegenüber der Legislative und den Bürgern

- Rechtmäßiges Verhalten

- Gemeinwohlorlentlerung

Personaipolitik ist aktives Handein. Träger und Muitiplikatoren der Personalpolitik
aber sind die Führungskräfte einer Verwaltung.

Auf dem Hintergrund der Untemehmensgrundsätze hat die IBM-Deutschland vier
personalpolitische Grundsätze entwickelt. Sie konkretisieren die Untemehmens
grundsätze:^'

1) Pommer, H.J., Konzepte und Programme der Personalentwicklung im Unternehmen IBM,
in: Berndt, G.(Hrsg.) Personalentwicklung, Köln 1986, S. 190.

2) Ebenda, 8.192.
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Grundprinzipien
der

Personalpolitik^ ̂

1. Der Respekt vor den einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der
Verwaitung müssen erhalten und gefördert werden. Dies giit analog und
insbesondere im Spannungsverhältnis von Legislative und Exekutive,
von Ratsmitgliedern und Verwaltungsbeschäftigten.

2. Die Beziehungen zwischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und Füh
rungskraft müssen auf Gegenseitigkeit beruhen.

3. Die Führungskräfte müssen loyal Im Rahmen der gesetzlichen Vorga
ben, der Ratsbeschlüsse und der bestehenden Satzungen ziel- und er
gebnisorientiert führen.

4. Die Zusammenarbeit mit den gesetzlichen Vertretungen der Mitarbeite
rinnen und Mitarbeiter soll vertrauensvoll erfolgen.

Auf diese Grundsätze können sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Füh
rungskräfte, der Personairat bis hin zur Gleichsteliungsbeauftragten berufen.

Es mag sein, daß es in vieien Verwaitungen und Ven/vaitungsbereichen solcher Vor
gaben nicht mehr bedarf, weii zum festen Bestandteii und Fundus geworden ist,
was hier gefordert wurde. Wer indes in der Fortbiidung -und hier insbesondere im
Verhaitenstraining- tätig ist, sieht und hört, daß gerade bei der Umsetzung im tägli
chen Miteinander es hier noch sehr viei zu tun gibt. Diese Grundsätze sind somit ein
Instrument, mit dem man lemen muß, zielorientiert umzugehen. Dieser Grundsatz
läßt sich nicht auf eine Papierform reduzieren. Er muß geiebt, eriebt und vor ailem
geschuit werden: Führungskräfte soiiten im Training ihr Verhaiten auf diese Vorga
ben im Roilenspiei überprüfen und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind gefor
dert, in angemessener Weise ihren Vorgesetzten das erforderliche Feedback zu ge
ben.

Eine besondere Herausforderung stelit sich in diesem Kontext im Zusammenspiei
von Exekutive und Legislative. Die Verzahnungen dieser beiden Bereiche sind heu
te so engmaschig, daß eine Personaipoiitik ohne verpfiichtende Einbeziehung der
Legisiative kaum denkbar ist. Während man den Führungsnachwuchs durch Aus-

1) Die Grundsätze wurden auf die Venwaltung hin modifiziert.
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wähl und Qualifizierung auf die Grundsätze der Personaipolitik hin entwickein kann,
besteht diese Mögiichkeit der inpflichtnahme bei Ratsmitgiiedern, Landtags- oder
Bundestagsabgeordneten nicht. Statt dessen muß hier von einer ständigen Fluk
tuation ausgegangen werden. Hinzu kommt, daß gerade Mandatsträger in ihrem
Entscheidungsverhaiten von der veröffentiichten Meinung beeinflußt werden. Hier
wirkt sich dann das image des „Beamten" aus. Das erschwert eine in sich schlüssi
ge Personaipolitik, die auf Dauer von den Betroffenen ernst genommen werden
kann. Ohne eine überzeugende Personalpolitik aber ist ein leistungsfähiger öffentli
cher Dienst nicht vorstelibar. Man muß daher Wege finden, um eine stärkere Bin
dung der. Mandatsträger und -trägerinnen an die personalpoiitischen Vorgaben zu
erreichen.'

2.2 Funktionen der Personalpoltik

Personalpolitik verantwortet, iegitimiert und liefert die konzeptionelie Basis für die
Durchsetzung von Entscheidungen. Personaipolitik leitet ihre Ziele aus akzeptierten
geseilschaftspolitischen und ven/vaitungsspezifischen Werten ab. Sie läßt auf die
se Weise das verwaitungspolitische Entscheidungsverhalten nachvollziehbar und
kalkuiierbar werden.

Dabei kommen der Personaipolitik eine Reihe von systemstabiiisierenden Funktio
nen zu wie

Funktionen der Personalpolitik

Ausgleichs
funktion z.B.

zwischen Staats

aufgaben, Verwai-
tung, Mitarbeiter

zwischen den

Statusgruppen

- zwischen den

Laufbahnen und

Laufbahngruppen

Stabilisierende

Funktion z.B.

Personaipolitik
erzeugt Ver
trauen

der Mitarbeiter

weiß, woran er ist

Entscheidungen
sind nachvoll

ziehbar

Zukunfts

orientierung

■ Personaipolitik
ermöglicht es,
zielorientiert zu

" agieren

• Personaipoiitik
wirkt gestaitend
auf die Zukunft

ein

Personaipolitik
setzt Leitbilder
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Es ist aber fragiich, ob sich im öffentiichen Dienst eine weitsichtige Personaipoiitik
hat entwickeln können, die den hier aufgezeigten und gesteiiten Anforderungen ent
spricht. Ein Hinweis auf die Bundesiaufbahnverordnung, die Landesiaufbahnver-
ordnung, das Bundesbeamtengesetz, die Tarifverträge von Bund, Ländem und Ge
meinden und andere gesetzliche und tarifliche Regelungen mag nicht überzeugen.
Auch das Argument, Art. 33 Abs. 2 GG habe nach dem Wiiien des Verfassungsge
bers das Grundprinzip alier Personaipoiitik zu sein, ist zwar richtig, der Art. 33 Abs.
2 GG reicht aber indessen zur inhaltiichen Festlegung „der Personalpolitik ebenso
wenig aus wie der weitere pauschale Verweis auf das „Wettbewerbs- oder Lei
stungsprinzip".

3 Personafpolitische Vorgaben

Personalpoiitische Vorgaben können in unterschiedlicher Weise formuliert sein:

- als Vorgaben, die sich aus Gesetzen, der Laufbahnverordnung und Richtlinien
abieiten lassen (vgl. hierzu die Grundsätze des Berufsbeamtentums sowie als
Beispiel für die operative Ebene die Bf^i-Richtiinie zur fi/Iitarbeiterführung).

- als allgemeine Ordnungen wie beispieisweise
—> Geschäftsordnung
—> Arbeitsordnung
—> Arbeitszeitregeiungen

- ais Arbeitsanweisungen und Verhaitensregulative wie z.B.
—> Leitsätze für die Mitarbeiterführung
—> Leitsätze für die Personaiauswahi

—> Leitsätze für die Einführung neuer Mitarbeiter
—> Leitsätze für die Freisteiiung von Personai
—> Leitsätze für die Entwicklung und Förderung von Führungskräften
—> Leitlinie der Frauenförderung
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3.1 Bewertungskriterien und Prinzipien einer Personaipoiitik

Als allgemeinverbindliche Prinzipien (auch Grundsätze genannt) werden genannt:

Grundsätze der Personalpolitik

- Prinzip der Wirtschaftlichkeit

- Prinzip der Rechtmäßigkeit

- Prinzip der Chancengieichheit

- Prinzip der Eignung

- Prinzip der Leistung

- Prinzip der Objektivität

- Prinzip der Transparenz

- Prinzip der Konsistenz

- Prinzip der Seibstverwirkiichung

- Prinzip der menschgerechten Arbeitsgestaitung (vgi. Fürsorgeprinzip)

- Prinzip der Partizipation

- Prinzip der Mündigkeit/Emanzipation

Diese allgemeinen Prinzipien erfüllen mehrere Aufgaben:

1. Sie sind eine Meßlatte für den Einsatz eines personalpolitischen Instrumenta
riums,

2. sie lenken und beeinflussen Konzeption und Entwicklung der personalwirt
schaftlichen Instrumente,

3. sie sind ein Verhaltensregulativ im Umgang der Instanzen zueinander,

4. sie beeinflussen das Arbeits- und Führungsverhalten.

Bei der Operationalisierung der Prinzipien sind verschiedene Konkretisierungsebe
nen zu beachten:

- die Richtzielebene

- die Grobzielebene

- die Feinzielebene
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3.2 Das Prinzip der Chancengleichheit

Jeder Mitarbeiter und jede Mitarbeiterin soll entsprechend ihrer Eignung, Befähi-
. gung und fachlichen Leistung gleiche Chancen auf berufliches Fortkommen haben.
Dieser Grundsatz ist im Beamtengesetz verankert. Er ist rechtmäßig. Es werden ai-
lerdings Vorbehaite angemeldet, ob sich dieser als selbstverständlich empfundene
Grundsatz auch tatsächiich in den ietzten Jahrzehnten hat durchsetzen können.

Fehlentwickiungen werden heute am Beispiel der Frauenförderung aufgezeigt.
Foigt man dieser Argumentation, dann ist es in den letzten Jahrzehnten nicht geiun-
gen, Ghancengerechtigkeit zu wahren.

Das Prinzip der Chancengerechtigkeit geht indes weit über die Frauenförderung
hinaus. Insbesondere die politische Einflußnahme auf Personal- und Beförderungs
entscheidungen lassen dem Prinzip der Chancengerechtigkeit in der öffentlichen
Verwaltung einen besonders aktuellen Akzent zukommen.

Personalpolitische Handlungsfeider, die sich aus diesem Prinzip ableiten lassen,
sind zum Beispiel

Grobzieiebene

1. Stellenaus

schreibung/
Ausschrei-

bungspfiicht für
alle nachzube

setzenden Stel

len zur Wahrung
der Chancen

gerechtigkeit

Richtzielebene:

Chancengleichheit

Grobzielebene

2. Chancengerechte
Durchlässigkeit
der Laufbahnen

und Laufbahn

gruppen

Grobzielebene

3. Jede Mitarbei

terin und jeder
Mitarbeiter muß

Gelegenheit ha
ben, die für ihn
angemessenen

Qualifikationen

im Rahmen der

Qualifizierung
am Arbeitsplatz
und im Rahmen

der Fortbiidurig
zu erlangen
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Feinzieie zu

1. Stellenausschreibung

11. Der Ausschreibungstext muß allen gleichermaßen zugänglich sein.

12. Der Ausschreibungstext muß so konkret wie möglieh und so offen wie
nötig formuliert sein.

13. Die Bewerbungsfrist muß angemessen angesetzt werden.

14. Jeder Bewerber bzw. jede Bewerberin muß über den Gang des Verfahrens
hinreichend informiert werden.

15. Die Auswahikriterien müssen transparent und arbeitsplatzbezogen ausge
wiesen sein.

16. Die Phasen der Auswahl müssen für jeden Bewerber/in nacchvollziehbar
sein.

Operationalisierung

111. Als Träger der Ausschreibung sind der Aushang, Hausmitteilungen etc
vorzusehen.

112. Bei intemer und externer Ausschreibung sind neben den intemen Medien
die einschlägigen Fachzeitschriften einzubeziehen.

121. Der Ausschreibetext muß frei von geschlechtsspezifischen Diskriminie
rungen sein.

122. Es sind konkrete und operationalisierbare Anforderüngsmerkmale zu
entwickeln.

123. Die Auswahlverfahren sind auf die Besonderheiten der ausgeschriebenen
Stelie zuzuschneiden.

124. Das Auswahlteam muß im besonderen Maße auf die Techniken des
Bewerbergesprächs hin durch Schulungsmaßnahmen qualifiziert sein.

131. etc.

3.3 Das Prinzip der Partizipation

Partizipation bedeutet, aktiv, engagiert und gestaltend auf die Entwicklungen der
Verwaltung Einfluß zu nehmen. Auf den engeren Bereich der Verwaltung bezogen
geht es dabei um Entwicklungen wie sie mit den Begriffen des Qualitätszirkels und
der Organisationsentwicklung beschrieben werden.

44



Personalpolitik und Verwaltungspolltik

Qualltätszirkei setzen an der unteren Ebene einer Hierarchie an. Die Mitarbeiterin
nen und Mitarbeiter, die im operativen Geschehen tätig sind, setzten sich meist wö
chentlich zusammen, „um Quaiitätsprobieme zu erörtem, deren Ursachen nachzu
gehen, Lösungen zu empfehien und Verbesserungen zu veranlassen."' Mit diesem
Konzept wird Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterer Ebenen die Mögiichkeit ge
boten, Kreativität und innovationen zu entwickein. Diese Form der Partizipation
wirkt sich auf die Einstellung zur Arbeit und Leistung aus und führt zu einer Verbes
serung der Effizienz. Die Auswirkungen dieses Konzeptes erfassen die gesamte
Organisation: Denn nicht nur die im Quaiitätszirkei erfaßten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter lernen hinzu, „ sondern vor ailem das Leitungspersonal muß liebgewor
dene Phiiosophien und Führungsstiie aufgeben, wenn das Qualitätszirkelkonzept
Erfolg haben soll."^^

Das Konzept der Qualitätszirkel bedeutet eine Abwendung von dem Taylorismus,
bedeutet Abschiednehmen von den Vordenkern.

Als Ziel des Qualitätszirkels, der in Japan für den gewerblichen Bereich entwickelt
wurde®\ lassen sich drei Bezugsebenen nennen:''^'

Zieie der Qualitätszirkel

Auswirkungen auf
die Motivation

Auswirkungen auf
die „Produktivitäf

Auswirkungen auf
die Quaiität

im einzeinen werden hierzu foigende Veränderungen genannt:

- Reduzierung der Unpünktlichkeit

- Sinken des Absentismus

- Entwickiung der eigenen Fähigkeiten

- Steigerung des Seibstbewußtseins

- Nutzung der Kreativität und des geistigen Potentiais

- Verbesserung der menschiichen Beziehungen

1) Kramer, W., Winter, H., Die Entwicklung von Qualitätszirkeln - Entstehung, Formen, Er
fahrungen, Köln 1984, S. 16.

2) Ebenda, S. 28.
3) Eine auf die Verwaitung zugeschnittene analoge Anwendung ist denkbar und sicherlich

auch ergiebig.
4) Kramer,W., Winter, H.,aaO, S,17.
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- Förderung von freiwilliger und aidiver Mitarbeit

- besseres und schnelleres Erkennen von innerbetrieblichen Störungen

- bessere Koordination mit anderen Abteilungen

- bessere Handhabung bestehender Arbeitsanweisungen

- Verringerung des Ausschusses

- Verringerung von Reklamationen

- erhöhte Kundenzufriedenheit

- Erhöhung der Wettbewerbschancen

Als Methoden und Anwendungsbereiche der Qualitätszirkel haben sich folgende
Ablaufstrukturen als wirkungsvoll herausgestellt:^'

Methoden und Anwendungsbereiche
der Qualitätszirkel

Methode Anwendungsbereich

Ursache/Wirkungs
diagramme

Erfassung aller Einflußgrößen, die zu einem
bestimmten Problem führen

Detail-Analyse einzelner Einflußfaktoren

Zusammenfassung von Einflußfaktoren nach
Prozeßgesichtspunkten

Pareto-Analyse Trennung der wenigen wesentlichen von den
vielen unwesentlichen Problemen oder Pro

blemursachen

Kontroll- und

Datensammelkarten

Erfassung und Üben/vachung von Daten

Histogramme und
Fehlerhäufigkeits
diagramme

Identifikation und Analyse von Problembereichen

Überwachung von Problemlösungen

Brainstorming Kreativitätstechnik zum schnellen Auffinden

möglichst vieler Problemursachen und -lösungen

Präsentationstechniken Erstellung von Berichten in möglichst einfacher
Form aber hohem Informationswert

1) Kamer, W., Winter, H., aaO, S. 17.
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Vergleichbare Ziele lassen sich auch mit den Konzepten der Organisationsentwick-
iung realisieren/Während mari im Rahmen von Organisationsuntersuchungen den
„abteilungsexternen" Sachverstand (z.B. Untemehmensberatung oder Quer-
schnittsärnter) mehr oder weniger geschickt den Betroffenen aufoktroierte, läßt man
bei der Organisationsentwicklung, die sich als eine permanente Aufgabe versteht,
Problemberejch von den Betroffenen seihst analysieren und lösen.

3.4 Das Prinzip der menschengerechten Gestaltung der Arbeit und der
Arbeitsabiäufe

Dieses Prinzip ist im Rahmen der Humanisierungsdiskussion im Arbeitsleben breit
diskutiert worden.

Als allgemeinverbindliche Kriterien haben sich die foigenden vier Aspekte heraus
gebildet, die es gilt, auf den Venwaltungsbereich zu übertragen.

3.4.1 Gestaltung der Arbeit

Die Ergonomie befaßt sich mit der Gestaltung der Arbeit. Als Bezugsgröße und
Orientierung auf dem Weg zu humanen Arbeitsbedingungen geiten die folgenden
vier Kriterien:

Bewertungskriterien
humaner Arbeitsbedingungen

Ausführbarkeit, Erträgiichkeit Zumutbarkeit Zufriedenheit

Die übertragene
Aufgabe muß
ausführbar sein.

Sie darf den

Mitarbeiter nicht

unter- bzw.

überfordern.

Die übertragene
Aufgabe darf
langfristig zu
keiner

gesundheitlichen
oder

psychischen
Beeinträchtigung
führen.

Die Arbeit muß

nach den

gesellschaftliche
n Werten und

Normen

zumutbar sein.

Die Arbeit und

das Arbeitsumfeid

muß so

organisiert sein,
daß eine

angemessene

Befriedigung
möglich ist.
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3.4.2 Gestaltung der Arbeitsabiäufe

Die (Bestaltung der Arbeitsabläufe wird im personaiintensiveri Dienstleistungsbe
reich „öffentiiche Venvaltung" vornehmlich durch das Miteinanderumgehen zwi
schen und innerhalb der Hierarchiestufen bestimmt. Geht es bei der Gestaltung der
Arbeit um eine Anpassung der Arbeit an den Menschen bzw. um eine Anpassung
des Menschen an die Arbeit mit einer deutlichen Akzentuierung auf den Sachmittel
bereich, so stehen im Gestaitungsbereich „Arbeitsabläufe" Verhaltensweisen im
Vordergrund. Belastungen, Beanspruchungen und Schädigungen werden hier we
niger durch Werkshaiien, den Takt des Fließbandes oder Maschineniärm verur
sacht, sondern durch Verhaltensweisen von Menschen wie Mißachtung des ande
ren, bewußt oder unbewußt herbeigeführter Zeitdmck und ähnlich vermeidbarer so
zialer Stressoren.

Um hier humanere Arbeitsbedingungen zu schaffen, verpflichtet die iBM ihre Mitar
beiterinnen und Mitarbeiter zu einem menschlichen Miteinander^^-

Achtung vor dem einzelnen

Wir bekennen uns zur Achtung vor den Rechten und der Würde jedes einzelnen
Mitarbeiters. Darum will das Unternehmen

- seinen Mitarbeitern helfen, ihre Anlagen zu entwicklen und ihre Fähigkeiten
optimal einzusetzen;

- nach Leistung bezahlen und fördem;

- für eine Arbeitsbeziehung zwischen den Fühmngskräften und ihren Mitarbeitern
eintreten, die auf Gegenseitigkeit aufgebaut ist und damit

- sichersteilen, daß jeder in fairer Weise gehört wird und Meinungsverschieden
heiten gerecht gelöst werden.

Der vierte Untemehmensgrundsatz ergänzt diesen Ansatz unter dem Aspekt des
Managements:

1) Pommer,H.J.,aaO,S. 190.
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Effektive Führung

Unser Erfolg hängt von einem inteliigenten, untemehmerisch denkenden
Management ab, das die Notwendigkeit erkennt, jeden Mitarbeiter ais
begeisterten Partner des Untemehmens zu gewinnen. Dies erfordert, daß
unsere Führungskräfte

- ein Führungsverhalten zeigen, das jeden Mitarbeiter motiviert, seine Aufgaben
in hervorragender Weise zu erfüiien;

- zu ihren Mitarbeitem engen Kontakt haiten;

- den Mut haben, Entscheidungen und Richtlinien - wenn nötig - in Frage zu
stelien;

- den Überbiick über die Erfordernisse des Untemehmens ebenso wie die des
Bereichs und der eigenen Abteiiung besitzen;

- zukunftsorientiert planen und neuen Ideen zugänglich sind.

3.5 Prinzip der Transparenz

Partizipation, information und Transparenz sind Begriffe, die auf das Engste mitein
ander in einem Kontext stehen. Transparenz setzt auch Informationen voraus.

Daher stelit sich in jeder Venwaitung die Frage nach einer ausgewogenen Relation
zwischen dem informationsbedarf (= Über welche Informationen sollte man wann
zur Ausübung einer Aufgabe verfügen) und dem Informationsbedürfnis (= Weiche
zusätzlichen informationen (Hintergrundwissen) seilte man den Betroffenen zukom
men lassen).

Hierbei gibt es eine Vielfait von Betrachtungsebenen: Die Frage der Transparenz
steiit sich zum Beispiei

- bei Beförderungsentscheidungen: In welchem Umfang sollte der/die Bewerber/in
eines Auswahlverfahrens über die Detaiiergebnisse, die zu der Entscheidung ge
führt haben, informiert werden?

- bei der Bewertung des Dienstpostens

- bei Vorhaben über einen Neuzuschnitt der Organisation: Zu weichem Zeitpunkt
soiiten die Betroffenen informiert werden?
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Diese Fragen stelien sich auch irn Miteinander von Personalrat und Verwaltungslei
tung, der Gleichsteliungsstelle und der Leitung, von Vorgesetzten und Mitarbeiterin
nen und Mitarbeitern.

Da Wissen Macht sein kann, werden nicht alle Informationen zur rechten Zeit in der
gebotenen Eindeutigkeit, Kiarheit und Deutiichkeit weitergeieitet. Häufig ist die in-
formationsweitergabe aber auch ein Problem der Zeit. Da die meisten Vorgesetzten
heute unter Zeitdruck stehen bzw. meinen unter Zeitdruck stehen zu müssen, wird
das informationsgebot nicht immer eingehalten. Im Miteinander von Vorgesetzten,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitem ist viel gewonnen, wenn man sich auf regeimäßi-
ge Termine zum Aüstausch von informationen verständigt. Instrumente hierzu sind
beispielhaft

- regelmäßige Abstimmungsgespräche,

- regelmäßige informationsgespräche,

-Amtsleiterkonferenz,

- Dezementenkonferenz,

- Mitarbeitergespräch,

- Förderungsgespräch,

- Untenveisungsgespräch.

Um dieses Zusammensein möglichst ergiebig zu gestalten, sind nicht nur informa-
tionstechniken zu schulen, sondem es sollten auch Grundsätze zum formalen Ab
lauf der Gespräche ebenso wie Gründsätze zur inhaltlichen Gestaltung entwickelt
werden.

Inhaltlich handelt es sich um Grundsätze wie beispielhaft

- an der Zielfomnulierung sollen alle Mitarbeiter beteiiigt werden, die für die Zieier-
reichung verantwortlich bzw. betroffen sind,

- Mitarbeiter sind bei personelien Umstellungen, Änderungen oder neuen Techno
logien rechtzeitig zu informieren und zu beteiligen,

- Mitarbeiter sind von ihren Vorgesetzten über das Geschehen in der Verwaltung
zu informieren.

3.6 Das Prinzip der Mündigkeit am Beispiel der Auswahl von Vorgesetzten

Unser Blldungssystem ist auf Partizipation, Demokratisierung und Emanzipation
ausgerichtet. Dagegen stehen die Leitungs- und Entscheidungsstrukturen der Ar
beitswelt. Was man hier vermißt, sind Strukturen, die auf das errianzipatorische Bii-
dungsziel einer beruflichen Mündigkeit hin ausgerichtet sind. Statt dessen herr
schen in der Berufsweit oftmais Strukturen vor, die von einem wenig mündigen
Menschen ausgehen. Seibstverantwortung, Blick für das Wesentiiche, kritische
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Seibstrefiektion und Engagement für die Aufgabe wird dem Einzelnen, aber auch
dem Arbeitsteam institutionell noch zu häufig abgesprochen. Diese negative Ein
stellung spiegelt sich in der Hierarchisierung und in den zahlreichen Regelungen
zum Arbeitsabiauf. Statt eine intrinsiche Motivierung durch die Aufgabe und die Ar
beitsregelungen zu suchen, werden mit viel Aufwand Anreizsysteme wie das Beur-
teilungs-, das Steilenbewertungs-, das Rang- und Statussystem geschaffen, die vor
allem das eine Ziel haben, von einer vielfach unbefriedigenden, entfremdenden Tä
tigkeit abzulenken.

Mündigkeit setzt Reife und Identifikation mit der Aufgabe voraus. Wo beides fehlt,
hat die Personalpoiitik versagt. So stößt beispielsweise bereits der Vorschlag, dar
über nachzudenken, ob die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der Auswahl der
Vorgesetzten beteiligt werden können, vielfach auf energische Ablehnung. Man
spricht es den Betroffenen ab, daß sie in der Lage und willens sind, über ihre per
sönlichen Belange hinausgehende Gesichtspunkte angemessen und objektiv zu
berücksichtigen. Diese Vorbehalte und Ängste verhindern, daß man darüber nach
denkt, wie und in welchem Umfange man das Wissen und die Erkenntnisse der Be
troffenen in eine Personaientscheidung einfließen lassen kann. Diese Möglichkei
ten einer Beteiligung der Betroffenen reichen von einer Anhörung über eine Mitwir
kung im Auswahlverfahren bis hin zu einem Vorschlagsrecht.

Wer gegen diese Überlegungen mit dem Argument mangelnder Objektivität der Be
troffenen argumentiert oder mit dem Hinweis, daß durch die Einbeziehung der Mit
arbeiterebene bei der Personalauswahi Opportunisten als Führungskräfte, die ge-
und erwählt werden wollen, begünstigt und herangezogen werden, der setzt auf ei
ne Schieflage. Gerade die partei- und verbandpolltische Einflußnahme Dritter auf
Beförderungsentscheidungen in der öffentlichen Verwaltung zeigt, daß bereits heu
te die personellen Sachentscheidungen von Interessensgruppen zurückgedrängt
werden.

Dabei könnte man sicherlich mit Gewinn die Erkenntnisse der Betroffenen in die

Auswahientscheidung einbeziehen. Man weiß aus einer Reihe von Untersuchun
gen, daß Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr exakt Führungseigenschaften von
Vorgesetzten bewerten können. Sie sind somit aufgrund ihrer Qualifikationen
durchaus in der Lage, anstehende Personaientscheidungen auf dieser Ebene absi-
chem zu helfen.

3.7 Die Prinzipien in Theorie und Praxis

Das Bekenntnis zu diesen Prinzipien darf sich nicht auf Worte oder Worthüiien be
schränken, sondern sollte sich in einer stimmigen Umsetzung fortsetzen. Nicht das
Etikett, sondern der Inhalt zählt. Es sollte daher Anlaß zur Besinnung sein, wenn in
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Befragungen zur Beförderungskultur in der öffentlichen Verwaltung sich Stim
mungsbilder abzeichnen wie das folgende:

Beurteilung zentraler Prinzipien der Beförderungspraxis1)

Mittlerer

Dienst

Gehobener

Dienst

Höherer

Dienst

Gesamt

%

Prinzip der
Transparenz

- Verwirklicht 22 19 25 20

- Teilweise verwirklicht 43 42 48 42

- Nicht verwirklicht 33 38 25 36

- Keine Angabe 2 1 2 2

Prinzip der

Chancengleichheit

- Ven/virklicht 23 18 37 21

- Teilweise verwirklicht 49 49 44 48

- Nicht verwirklicht 28 32 17 30

- Keine Angabe 0 1 2 1

Leistungsprinzip

- Ven/virklicht 20 22 34 23

- Teilweise venvirklicht 56 49 51 51

- Nicht verwirklicht 23 28 14 25

- Keine Angabe 1 1 1 1

Prinzip der Objektivität

- Verwirklicht 20 13 27 17

- Teilweise verwirklicht 58 53 58 54

- Nicht verwirklicht 22 33 14 28

- Keine Angabe 0 1 1 1

1) Klages, H. u.a., Führung und Arbeitsmotivation in Kommunalvenvaltungen, Ergebnisse
einer empirischen Untersuchung, Gütersloh 1989, S. 57.
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4. Personal- und verwaltungspolitische Leitbilder am Beispiel der
Corporate Identity

Personalpoiltik konkretisiert sich in dem Entscheidungsverhalten, in-den Hand
lungsabläufen der Verwaltung sowie in den personalwirtschaftlichen Instrumenta
rien. Diese Zusammenhängen können am Beispiel der Corporate Identity heraus
gearbeitet werden.

4.1 Schritte zur Realisierung einer Corporate Identity

Die Identifikation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit der Arbeit ist eine wichtige
Voraussetzung für die Leistungsfähigkeit der Verwaltung. Was heute modem anmu
tet, haben die Väter des Berufsbeamtentüms in ihren Feststellung, daß der Beam
tenberuf ein Beruf ist, der die volle Hingabe erfordere, deutlich herausgestellt. Das
job-Denken und der Trend von der Arbeits- hin zur Freitzeitgesellschaft mag diese
Sinnhaftigkeit vielfach überlagert haben. Damit ist allerdings diese Sicht nicht über
holt. Es gilt nach wie vpr: Wo immer es gelingt, das Wir-Gefühl zu stärken und die
Identifikation mit der Arbeit zu stärken, wird Beachtliches bewegt. Jede Fußball
mannschaft weiß, wohin es führt, wenn der Teamgeist Schaden nimmt.

Man kann diesem traditionellen Wert auch ein modernes Gewand überziehen: Cor
porate Identity. Die Corporate Identity (Cl) wächst nicht von selbst: Sie muß gestal
tet, erarbeitet und von möglichst vielen Beteiligten erlebt werden; Das setzt einen
langen Atmen voraus, fordert die Verantwortlichen aller Hierachieebenen gleicher
maßen, bedeutet Wissen um die Zusammenhänge, verlangt Einsicht und Weitsicht.
Denn Cl ist kein einmaliger Prozeß, der von einer Kommission abgehakt werden
kann, Cl ist eine permanente Aufgabe. Sie setzt mehrere Arbeitsschritte voraus.
Überwindet man das institutionelle Trägheitsprinzip und sucht nicht nur eine Vor
beugung vor dem Modemen, dann kann Cl zu einem „sichtbar gemachten Unter
nehmertum" werden. Hektischer Aktionismus auf diesem Gebiet ohne den erforder
lichen Tiefgang und die gebotene Emsthaftigkeit führt dagegen sehr schnell in ein
Fassaden-Dilemma.

Wer bei der Cl auf erhöhte Mitarbeitermotivation, auf Innovation und Leistungsstei
gerung baut, muß bereit sein, den Preis hierfür zu zahlen: Fleiß, Konfliktbereit
schaft, Wahrhaftigkeit, Kontinuität und Umsicht. Die folgenden Arbeitsschritte führ
ren hin zu einer Cl.
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1. Schritt; Ziel- und Standortanalyse

Ausgangspunkt allen verwaltungsbezogeneh Handelns ist eine Analyse der
ökonomischen und sozialen Ziele.

Wie wichtig dieser Schritt nicht nur mit Bezug auf die Phiiosophle der Cl Ist,
zeigen die Diskussionsfeider der Privatisierung öffentiicher Dienstleistungen
und die Aufgabenkritik mit ihren Gestaltungsbereichen der Voilzugs- und der
Zweckkritik

- Weiche Sachzieie werden angestrebt?

- Welche Formaizleie bestimmen das Verwaitungshandeln?

- Welche Bedeutung haben die ökonomischen im Verhältnis zu den sozia
len Zieien?

- Lassen sich Zielhierarchien entwickeln?

2. Schritt: Die Analyse nach INNEN

Im zweiten Schritt liegt die Konzentration auf einer Verhaitens-, Eirtstellungs-
und Meinungsanalyse. Dabei geht es um Klärungsebenen wie

- den Umgang untereinander,

- die Zusammenarbeit zwischen den Hierachieebenen,

- die Zuarbeit und das Verhältnis der Instanzen zueinander,

- das Spannungsverhäitnis von Rat und Verwaltung,

- das Leistungsverhalten,

- die Führung,

- die strukturellen Vorgaben.
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3. Schritt; Die Analyse nach AUSSEN

Der weäere Schritt hat die AuBenbeziehungen zum Gegenstand. Es geht
um das image, die Dienstieistungsprodukte und die Bürgerorientierung.

- Wird das Image der Verwaltung systematisch analysiert?

- Gibt es Strategien, um auf das image einzuwirken?

- Lassen sich die Dienstleistungsprodukte verbessern?

- Weiche Wege einer Bürgerorientierung lassen sich wählen?

4. Schritt: Entwicklung von SOLL-Konzepten und
Handlungbereichen

im vierten Arbeitssegment werden die konzeptionellen und instrumentellen
Voraussetzungen einer Ci geschaffen, mit denen auf die intentionalen Ver
haltensweisen eingewirkt wird, wie zum Beispiel

- das f/Htarbeitergespräch,

- das Beurteiiungsgespräch,

- das Führungsgespräch,

- das Führungsverhaiten.

5. Schritt: Fixierung und Codierung des Leitbildes

fAit der Cl-Proklamation und Cl-Umsetzung wird auf das Wir-Gefühi hingear
beitet und eine operationalisierbare Grundlage zur Identifikation mit der CI
geschaffen. Ergebnis dieser Phase ist ein schriftlich fixiertes Leitbild. Damit
soll nicht der Aktenberg vergrößert, die verbale Reglementierung verfeinert
oder die tatsächlichen Unzulänglichkeiten im fAiteinander in Harmoniepake
ten zugeschnürt werden, sondern der Wert dieser Leitsätze liegt in der men
talen Ausrichtung aller lAitarbeiterinnen und fAitarbeiter - gleich weicher
Hierarchieebene sie angehören - auf gemeinsame Normen und einer inne
ren Haltung. Die Leitsätze sind fAittei zum Zweck.
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4.2 Das Leitbild in der Praxis am Beispiel der Kommunalen Gemelnschafts-
stelle zur Verwaltungsverelnfachung

Die Kommunale Gemelnschaftsstelie zur Verwaltungsverelnfachung (KGSt) hat im
Oktober 1990 ein solches Leitbild für ihre „MannschafT vorgelegt.^^

„1. Wer sind wir?

Wir sind das Dienstleistungs- Beratungsuntemehmen der Städte, Gemeinden und
Kreise für Fragen der Führung, Steuerung und Organisation.

Ziel unserer Arbeit ist eine leistungsfähige Kommunaiverwaltung.

Wir bekennen uns zum Prinzip der Kommunalen Selbstverwaltung als eine Grund
lage der Demokratie. Durch unsere Arbeit wollen wir sie stärken.

Wir finanzieren uns aus Mitgliedsbeiträgen und sind unabhängig vom Staat und von
politischen Organisationen.

in unserem Wirkungsbereich streben wir die Mitgliedschaft aller Städte, Gemeinden
und Kreise an.

2. Unsere Mitglieder

Wir sehen die Städte, Gemeinden und Kreise als moderne öffentliche Dienstiei-
stungsunternehmen, die

— ihre Leistungen auf die Bedürfnisse der Bürger abstimmen und bürgemah erbrin
gen

— zielgenau und wirtschaftlich arbeiten

— Wirkungszusammenhänge der öffentlichen Aufgaben berücksichtigen

— die dezentrale Fach- und Ressourcenverantwortung im Rahmen notwendiger
zentraler Steuerung fördem

— fachlich qualifiziertes, kooperations- und konfliktfähiges, eigenverantwortlich han
delndes Personal entwickeln.

3. Unsere Produkte

Unser wichtigstes Produkt sind die gemeinsam mit unseren Mitgliedern erarbeiteten
gutachterlichen Empfehlungen. Sie sollen der komplexen Aufgabenstellung der
Städte, Gemeinden und Kreise als moderne Dienstieistungsunternehmen gerecht
werden. Für die Wirksamkeit unserer Produkte ist ihre Umsetzungsorientierung ent
scheidend.

1) Mit freundlicher Genehmigung der KGSt kann diese Leitlinie hier abgedruckt werden.
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